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387.
Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei
vom 1. Dezember 1860 , Z . 54 814 , Mag . Z . 139 .068,

über die Regelung des Schießpulver -Verschleißes in Wien.

Das k. k. Staats -Minifterium hat im Einvernehmen mit den Ministerien des Krieges und
der Polizei zur Regelung des Schießpulver - Verschleißes in Wien mit h. Erlasse vom 24 . No¬
vember , Z . 35 . 191 , folgende Bestimmungen getroffen:

1. Die Zahl der Pulververschleißer ist nach dem Bedarfe und dem Vorhandensein geeigneter
Lokalitäten zu vermehren . — 2 . Die Lizenz zum Pnlververschleiße können darum sich meldende ver¬

trauenswürdige Handelsleute , die sich über den Besitz eines feuersicheren Verwahrungsortes aus-
weisen , unter nachfolgenden weiteren Bedingungen erhalten . — 3 . Dem einzelnen Verschleißer ist

die Haltung eines Vorrathes von höchstens 20 Pfund Schießpulver , die verschiedenen Gattungen
inbegriffen , gestattet . — 4 . Jeder Verschleißer ist verpflichtet wenigstens vier verschiedene Pulver-

Gattungen zu führen . — 5 . Die 20 Pfund Pulver müssen , wo selbe nicht in unbewohnten , wenigstens
25 Schritte von bewohnten Gebäuden entfernten Lokalitäten vollkommen gesichert untergebracht sind,
in einem sehr geräumigen Lokale deponirt werden , um im Aalle einer Explosion die verheerende

Wirkung , welche in einem kleinen Raume eintreten würde , möglichst zu mindern . — 6 . Die 20 Pfund
dürfen nicht auf der nämlichen Stelle vereinigt , sondern müssen an mehreren und zwar wenigstens
an zwei von einander möglichst entfernten Orten des Lokales aufbewahrt werden . — 7 . Das Pulver

ist in Abtheilungen zu höchstens zwei Pfunden und zwar in besonderen Blechbüchsen zu verwahren.
Der k. k. Pulverposten am hiesigen sogenannten Neugebäude ist mit solchen Blechbüchsen versehen,
welche von dem Verschleißer um einen sixirten Preis dem Aerar zu vergüten sind . — 8 . Bei Ab¬

nahme von wenigstens 5 Pfund Pulver einerlei Gattung aus den ärarischen Magazinen tritt die
festgesetzte Preis - Ermäßigung ein . Der Verschleißer ist verpflichtet das Pulver zu den vorgeschrie¬
benen Verschleißpreisen an den Käufer abzugeben . — 9 . Von Seite der politischen Behörden sind
die Verschleißer strenge zu überwachen , daß sie den vorstehenden Bedingungen 3 bis 9 genau Nach¬
kommen , widrigenfalls ihnen das Recht zum Pulververschleiße zu entziehen ist . — 10 . Der Bezug des
Pulvers aus den ärarischen Magazinen kann durch Vermittlung von Geschäftsfreunden bewerkstelligt
werden . (Laut Note des Landes -General -Kommando vom 19 . Dez . 1860 , Z . 26 .493 (Erlaß der k. k.

n . ö. Statthalterei vom 7. Jänner 1861 , Z . 58 .831 , Mag . Z . 139 .038 ), wird übrigens derjenige
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als zur Pulverfassung berechtigt angesehen , welcher nebst dem entfallenden Geldbeträge auch den
Lizenzschein und das vorgeschriebene Fassungsbüchel beim Zeugs - Artillerie - Kommando Nr . 1 zur
Borlage bringt , welches gegen Empfangnahme des Geldbetrages die Anweisung auf das am Neu¬
gebäude nächst Simmering abzufassende Pulver ausfertigt und dieselbe nebst dem Lizenzschein und
dem berichtigten Fassungsbüchel an den Ueberbringer ansfolgt .) — 11 . lieber das Vorhandensein
des Bedarfes nach Errichtung eines Pulververschleißes , die Eignung des Bewerbers und der Loka¬
litäten bat die k. k. n . ö. Statthalterei nach Anhörung der Polizeibehörde und des Magistrates zu

erkennen , die Ausstellung der Verschleiß -Lizenz erfolgt durch das Zeugs -Artillerie -Kommando Nr l . —

l2 . Die sonstigen für den Pulververschleiß bestehenden Anordnungen bleiben aufrecht.

388 .
Note der k. k. Stcuer -Ädmiiiiltrazion in Wien

vom 5 . Dezember 1860 , L . 7697 , Mlirg . F . 137 .788,

in Betreff des Zeitpunktes der Bemessung der bei Gewerbs - Anmeldungen und Kon-

zessionirungen , dann bei Firma - Protokollirungen unmittelbar zu entrichtenden Gebühren.
Man beebrt sich die nachfolgende Verordnung des h. k. k. Finanz -Ministeriums vom 19 . No¬

vember 1860 , Z . 57 .899 , zur gefälligen Wissenschaft mitzutheilen:

Verordnung des k. k. Finanz -Ministeriums vom 19 . November 1860 , Z . 57 .899

Mn . Minist . Verordnungsblatt Nr . 59 ) .
Nach §. 2 , b) der Verordnung vom 22 . April 1860 , Z . 23 .953 — R . G . B . Nr . 102

und tz. 10 der Verordnung vom 13 . Mai 1860 (R . G . Bl . Nr . 123 ) sind die aus Anlaß der
Anmeldung von freien Gewerben , sowie des Ansuchens um Gewerbs -Konzessionen und Firma -Pro-
tokollirungen festgesetzten unmittelbaren Gebühren auf Grundlage der von der bezüglichen Unter¬
nehmung zu entrichtenden direkten Steuern , also der Erwerb - und Einkommensteuer zu bemessen.

Es wurde die Anfrage gestellt , wie sich zu benehmen ist , wenn die Fälle des tz. 5 des
Einkommensteuer -Patentes ausgenommen , also z. B . bei nicht sogleichem Betriebe deS angemeldcten
oder konzessionirten Gewerbes , die Bemessung der Einkommensteuer nickt gleichzeitig mit jener der
Erwerbsteuer stattfinden kann.

Hierüber findet man zu bedeuten , daß nach der Verordnung vom 24 . August 1860,
Z . 46 .640 (F . M . V . Bl . Nr . 44 , S . 307 ) die Bemessung der Eingangs bezeichneten Gebühren

gleichzeitig mit der Vorschreibung der Einkommensteuer ftattzufinden bat , und auch in den obigen
fraglichen Fällen die ganze Gebührenbemessung dem Zeitpunkte der Bemessung der Einkommen¬
steuer aus dem Gewerbsbetriebe vorzubebalten ist.

38 «
Erlaß der k. k n . ö . Statthalterci
vom 6 . Dezember 1860 , Z . 55 .462 , Mlag . Z . 141 .365,

über die Zuziehung des politischen Beistandes bei Siftemal -Stempel -Revistonen.
Aus Anlaß der in einigen Kronländern stattgesundenen Auflösung der Kreisbebörden ist

das k. k. Staats -Ministerium zu Folge h. Erlasses vom 29 . November v. I ., Z . 4145 , mit dem
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Finanz - und dem Justiz -Milnsterium übereingekommen . in den , mit dem Erlasse des k. k. Ministeriums
des Innern vom 2 . Februar 1854 , Z . 32 .222 (Statth . Verordn , vom 20 . Februar 1854 , Z . 4921 ),

bekannt gegebenen Modalitäten über die Zuziehung des politischen Beistandes bei Sistemal-
Stempel -Revisionen für die Zukunft die Abänderung eintreten zu lassen , daß die Finanz >Bezirks-

Direkzionen , wenn die Stempel -Revision bei nicht l . f. Behörden und Aemtern stattzufinden hat,
sich statt wie bisher an den Kreisvorsteher , lediglich an den Vorstand des bezüglichen Bezirksamtes

zu wenden haben.
Soll aber die Revision bei landesfürstlichen Behörden und Aemtern , so wie auch bei

Magistraten , welchen die politische Amtsführung übertragen ist , stattfinden , so hat jede Assistenz
Seitens der politischen Behörden zu entfallen , und es ist der zur Vornahme solcher Revisionen

beorderte Finanzbeamte von seinem Vorstande nur an den Vorstand der zu revidirenden Behörden
und Aemter anzuweisen , welch letzterer ohne weiters die zur Vollziehung der Revision erforderlichen

Anordnungen zu treffen hat.

Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern
vom 13. Dezember 1860 , I . 56 .454 , Mlag . L . 143 .667,

Über Vereinfachungen der in das Amtsblatt der Wiener Zeitung anfzunehmenden Aus¬
schreibungen erledigter Dienstpvsten.

Zum Zwecke von Vereinfachungen der in das Amtsblatt der Wiener Zeitung auszunehmenden

Ausschreibungen erledigter Dienstposten ist das k k. Staats -Ministerium zu Folge h . Erlasses vom

5 . Dezember 1860 , Z . 4287 , mit dem k. k. Polizei - Ministerium übereingekommen , daß bei der
zweiten und dritten Kundmachung solcher Ausschreibungen statt der laut h . Erlasses des k. k. Mini¬
steriums des Innern vom 8 . August 1859 , Z . 11 .786 ( Statth . Verordn , vom 16 . Jänner 1859,
Z . 1234 , s. Verordn . Bl . Nr . 82 S . 99 ). angeordneten tabellarischen Form nur eine kurze Be¬

ziehung auf die erste Kundmachung ftattzufiuden hätte , welche auch den Betrag des Jahresgebaltes
und sofern mit der erledigten Stelle noch weitere Bezüge verbunden sind , auch diese andeutungsweife,

d. i . nicht beziffert , zu enthalten haben wird.
Ferner werden auch bei der ersten Kundmachung solcher Ausschreibungen erledigter Dienst¬

plätze die bei jeder Bewerbung notwendigen allgemeinen Erfordernisse als bekannt wegzulassen und
nur die bei bestimmten Dienftposten vorkommenden besonderen Nachweisungen namhaft zu machen fein.

Hievon wird der Magistrat zur Darnachachtung mit dem Bemerken in Kenntniß gefetzt,

daß die Redakzion des Amtsblattes der Wiener Zeitung ermächtiget wird , Ausschreibungen erledigter
Dienstposten , welche nicht in dieser Form einlangen , unter eigener Verantwortlichkeit entsprechend

abzukürzen , wobei derselben zur Pflicht gemacht wird , derlei ihr überlassene Abkürzungen nur in
Fällen , wo sie sich wirklich als zulässig darftellen und in der Art vorzunehmen , daß hiedurch der
Verständlichkeit der Kundmachung kein Abbruch geschieht.

Anhang.
Mittels Dekretes des k. k. Ministeriums des Innern vom 22 September 1860,

Z . 29 .845 , wurde einverständlich mit dem k. k. Armee -Oberkommando in Folge a . h. Genehmigung
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vom 21 . Sept . 1860 angeordnet , daß die Arbeiten für die He er es erg 5 nzung des Jabres  1861
längstens bis Ende Dezember  1860 zu vollenden sind . Das Kontingent für Niederösterreich

beträgt 3582 Mann . Die Verzeichnung , Losung und Berufung  der Stellungspflichtigen
zum Assentplatze  hat sich nur auf die ersten drei Altersklassen (nämlich die in den Jahren 1840'
1839 und 1838 Gebornen ) zu beschränken.

Was an Drucksorten  erforderlich ist, hat der Magistrat unmittelbar bei der Direkzion
der Hilfsämter der Statthalterei anzusprecheu.

(Erlaß der k. k. n . o. Statthalterei vom 24 . September 1860 , Z , 44 .053 , Mag . 104 .461 .)

Se . k. k. Apost . Majestät haben mit A . h. Entschließung vom 6 . Okt . 1860 ( Erlaß des

k. k. Ministeriums des Innern vom 9 . Oktober 1860 , Z . 46 .431 ) allergnädigst zu genehmigen ge¬
ruht , daß zur Erleichterung für die Bevölkerung und zur Geschäfts -Abkürzung für ' die Behörden,

bei der Heeres - Ergänzung  für das Jahr 1861 : 1. das im §. 13 des H . E . Gesetzes
unter den Bedingungen für die Befreiung von der Pflicht zum Eintritte in das Heer bestimmte
Alter des Vaters oder Großvaters eines zu Befreienden  von 70 auf
60 Jahre , und das Alter eines hiebei außer Betracht kommenden Bruders  von 15 auf

18 ẑahre abgeändert werde ; 2 . daß die im H. 21 jenes Gesetzes enthaltenen Befreiungen unter
den dort festgesetzten Bedingungen auch bei dem Besitze von theilbaren Grundwirth-

schaften  zugestanden werden dürfen , wenn solche Grundwirthschaften zur selbstständigen Erhaltung
einer Familie von fünf Personen zureichen , ohne das Vierfache eines solchen Ertrages zu überschreiten;
3 . daß die Losung von der Stellung getrennt  werden dürfe ( § §. 29 u . 34 .).

Ferner hat das h . Ministerium des Innern im Einvernehmen mit dem Armee -Ober¬

kommando zu dem angedeuteten Zwecke rücksichtlich der Bestimmungen des Amtsunterrichtes zum
H - E . Gesetze folgende Erleichterungen zugestanden : rr) zum § . 12 , daß als offenkundig
untauglich auch schon die nur 56 Zoll  Wiener Maß Messenden erklärt werden

dürfen ; b) zum § . 23 , daß Studirende an ausländischen Unterrichts - Anstalten,

welche für Oesterreich staa ts g i lt ig e Zeugnisse ausstellen , gegen Erfüllung der dießfalls für die
im Jnlande Studirenden vorgeschriebenen Bedingungen befreit werden können ; o) zum §. 37 , daß
die gemilchten Befreiungs -Kommissionen ermächtiget werden , sowohl diejenigen , welche das Minimal¬

maß nicht haben , als auch Jene auszuscheiden , welche Kör per - Gebrech en  an sich tragen , die
auch von dem Nichtarzte leicht erkannt werden können (Beilage 0 zum A . Unterrichte
für die ärztliche Untersuchung der vor die Stellungs -Kommission Vorgeführten.

Diese Erweiterung der Wirksamkeit der gemischten B efreiun gs - Kom-

min ' ionen  hat jedoch nur bei solchen Stellungspflichtigen Anwendung zu finden , welche ohnehin
tchon aus anderen Ursachen  vor dieser Kommission zu erscheinen haben.

Erlaß der k. k. n. ö. Statthalter « vom 9 . Oktober 1860 , Z . 46 .431 , Mag . 112 800 . )

In Folge Auftrages des h. k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . Oktober 1860,

Z . 31 .310 , ist an die Bezirksämter und den Magistrat die Belehrung ergangen , daß mit Hinblick

auf die im N . G . B . von 1860 , Nr . 158 kundgemachten Nachtrags - Bestimmungen zu der
Vorschrift über die Stellvertretung im Heere , sowie über die mit dem Statthalterei -Dekrete vom

-,7 . August d. ẑ., Z . 37 .311 (s. Verordnungsblatt S . 242 ) , hinausgegebenen Aenderungen an der
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dießfalligen Jnstrukzion die Bezirksbehörde, rücksichllich der Magistrat,  berechtigt ist, jede Be¬
freiung gegen Taxerlag selbst auszusprechen,  sofern die in diesen beiden Vorschriften
enthaltenen Bestimmungen beobachtet wurden.

(Erlaß der k. k. n. o. Statthalterci vom 16. Oktober 1860, F . 47 590, Mag . 114.720.)
Mit der Verordnung des Armee Ober-Kommando, des Ministeriums des Innern und des

Ministeriums der Finanzen vom 17. Oktober 1860, R. G. B. Nr. 224, wurde die Militär¬
dienst -Befreiung staxe  für das Jahr 1861 in dem Betrage von 1200 fl ö. W. festgestellt.

Das h. k. k. Ministerium des Innern hat im Einvernehmen mit dem h. k. k Armee-
Ober-Kommando über die Frage, ob die im §. 45 des H. E. G. für die Einbringung eines
Rekrutirungs -Flüchtlings  festgesetzte Taglia pr. 24 fl. auch von der Gendarmerie ange¬
sprochen werden könne, zu entscheiden befunden, daß der Gendarmerie  in diesen Fällen mit
Hinblick auf den §. 92 des organischen Gesetzes vom Jahre 1850 nur die Taglia von  4 fl. 20 kr.
österr. Währ, gebühre.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 21. Oktober 1860, Z. 48.285, Mag . Z. 120.085.)
Seine k. k. Apost. Majestät haben laut A. h. Entschließung vom 19. Oktober 1860 (Erlaß

des k. k. Ministeriums des Innern vom 21. Oktober 1860, Z. 32.560», aus Gnade zu gestatten
geruht, daß die Studirenden  der Kategorie des tz. 20 lit . d) des H. E. G. auch bei der
Rekrutirung  für das Jahr 1861 von der Nachweisung der abgelegten Kolloquien dispensirt
werden, und daß deren Militärbefreiung nach der Verordnung der Ministerien des Innern und
des Unterrichtes vom 6. November 1851, Z>. 23.901, beurtheilt werde.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei v. 23. Oktober 1860, Z. 48 .761, Mag . Z. 118.102.)
Den vor die Ueberprüfungs -Kommission gewiesenen Stellungspflich¬

tigen  find verläßliche Begleiter , welche die Identität  derselben zu bestätigen  und den
Auszug aus der Stellungsliste in drei  Ausfertigungen mitzubringen  haben, beizugeben.

Ueber die bei der Ueberprüfung tauglich erkannten Stellungspflichtigen wird dem Be¬
gleiter der Befund sogleich bekannt gegeben  werden, woraus die Assentirung dieser Stellungs¬
pflichtigen durch das hiesige Ergänzungsbezirks Kommando zu geschehen hat.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 1. November 1860, Z. 49.640, Mag . Z. 121.454 .)
Aus Anlaß mehrerer bei der letzten Heeresergänzung vorgekommenen Anstände wurden in

Folge h Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 28. Okt. 1860, Z. 33.265, die politischen
Stellungsbehörden aufmerksam gemacht, daß nach §§. 34 und 42 lit . e) H. E. G. und §. 74
A. U. aus dem Titel als Nachmann eine Militärentlaffung Seitens des k. k. Kriegs-Ministeftums
verweigert werde, falle nicht der Eutlaßwerber nach H. 63, Z 1, A. U. in der Stellungsliste als
Nachmann, nnd Jener, für welchen er als solcher eingereiht wurde, ebendort als gewidmet bezeich¬
net worden ist.

Bei der Stellung ist es daher wohl zu beachten, daß Abwesende,  deren Stellung nach
der Ansicht des Bezirksvorstehers binnen 4 Monaten erwartet werden kann, stets als gewidmet,
sowie daß eben so viele mit Nach mann  bezeichnet werden.

Es geht auch nicht an, daß, wie es zur vermeintlich?n Schonung höherer Altersklassen
geschehen, die Stellung vor gänzlicher Aufbringung des Kontingents in der Er-
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Wartung abgebrochen werde, dasselbe durch rückkehrende Abwesende oder durch die bei der Ueber-
prüfungs-Kommission als tauglich Erkannten in Kürze ergänzen zu können. Weil nämlich in einem
solchen Falle nach dem Schlußsätze des tz. 74 A. U. die Bezeichnung von Nachmännern gar nicht
ftattfinden kann, so wurde selbst die Entlassung Jener verweigert, welche aus den erwähnten Ka¬
tegorien über das Kontingent abgestellt worden waren.

Jener Vorgang wäre zudem um so welliger gerechtfertigt, als nur für Abwesende
Nachmänner zu stellen  sind, nicht aber für die zur Ueb erprüsung Gewiesenen und
in ein Militärspital  zur Erprobung oder Heilung Abgegebenen,  bei denen nach tz. 63,
Z. 3 , A. U. dieß in der Stellungsliste Rubrik 18 anzumerken und der Ersatz nach §. 72 A. U.
aus den überzählig Entlassenen zu nehmen ist.

Zur Beschleunigung und Kostenersparung soll die Stellungsbehörde unter Mitgabe der
dreifachen Widmungsliste die von der Ueberprüfungs -Kommission tauglich Erkannten
sogleich  der alldort fungirenden Stellungs-Kommission zur Assentirung vorführen  lassen.

Schließlich wird an die Minifterial-Eröffnung vom 8. Jänner 1860, Z. 95, zur genauesten
Beachtung erinnert, wonach auf das Kontingent der Stellung pro 1861 Alle, welche seit der letzten
Heeresergänzung die Militärdienst-Befreiungstaxe erlegt haben, gut zu rechnen sind.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthallerei vom 1. November 1860, Z. 49.981, Mag. Z. 121.453.)
Das h. k. k. Armee-Ober-Kommando hat im Einvernehmen mit dem h. Ministerium des

Innern laut des im Armee-Verordnungsblatte kundgemachten Zirkular-Erlasses vom7. Oktober 1860,
Z. 6061, Abth. 2, den §. 12 der im R. G. Bl . Nr. 206, und L. G. Bl. Nr. 372 vom Jahre 1852
verlautbarten Instruktion dahin abgeändert, daß künftig die Reservekarten,  und ebenso auch
die Militär -Abschiede  für die damit zu betheilende Mannschaft von den Ergänzungsbezirks-
Kommanden nicht mehr im Wege der Kreisbehörden, sondern direkte an  die betreffenden Bezirks¬
ämter  und an die einer Bezirksbehörde nicht unterstehenden Magistrate  unter Anschluß des im
erwähnten H. vorgeschriebenen, jedoch bezirksweise verfaßten Verzeichnisses zu übersenden sein werden;
deßgleichen haben die Bezirks- und Magistratsbehördeu die bei Ansfolgung der vorstehenden Dokumente
abgenommenen Urlaubspässe und Reservekarten  künftig direkte an die Ergänzungs¬
bezirk s -Kommanden  zu leiten.

Hievon wurde der Magistrat gemäß h. Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern
vom 17. Oktober 1860, Z. 30500, in Kenntniß gesetzt.

(Erlaß - er k. k. n. ö. Statthalterei vom 8. November 1860 , F . 48 .268 , Mag . A. 127 .261 .)
Das I x̂x . Stück des R. G. Bl . enthält unter der Nummer 258 die Verordnung der

Ministerien des Aeußern, des Innern , der Justiz und der Finanzen vom 9. November 1860 mit
näheren Bestimmungen betreffs des Uebereinkommens zwischen Oesterreich und Sachsen  über
die kostenfreie Erledigung gegenseitigerR equisizionen in Straf - und Zivilrechtssachen,
dann der Requisizione  n der Finanzbehörden wegen Zustellung von Taxnoten.

Se . k. k. Apost. Majestät haben laut h. Erlasses des Statthalterei-Präfidiums vom 26. Oktober
1860, Z. 3823 mit A. h. Entschließung vom 17. Oktober 1860 den Polizei -Rayon von
Wien  in der Weise abzuändern und zu beschränken geruht, daß die l. f. Polizei-Bezirks-Kommissariate
Hietzing und Döbling  mit den dazu gehörigen Ortschaften ganz aufgelöst,  von dem Bezirks-
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Kommissariate Roß au die Ortschaften Gersthof und Pötzleinsdorf  und von dem Bezirks-
Kommissariate Ottakring  die Ortschaften Dornbach und Neuwaldegg  ausgeschieden , sohin
die in allen diesen Ortschaften von der Wiener Polizeibehörde bisher besorgten Geschäfte theils von

den bezüglichen Gemeinden unter Kontrole der betreffenden politischen Bezirksämter , theils von
diesen Bezirksämtern selbst nach dem ihnen zustehenden Wirkungskreise übernommen werden.

Die Amtsthätigkeit der Bezirks -Kommissariate in Hietzing und Döbling wird mit Ende

Dezember d I , eingestellt und mit eben diesem Zeitpunkte auch die ämtliche Wirksamkeit der
Polizei -Bezirks -Kommissariate Roßau und Ottakring , insoweit sie sich aus die oben bemerkten aus¬
geschiedenen Ortschaften ausdehnt , aufgelassen.
«Note der k. k. Wr . Polizei - Direkzion vom 19 - November 1860 , Pr . 3 .292 , Mag . F . 130 .314 .)

Aus Anlaß der Herstellung eines Gebäudes in einer Entfernung von beiläufig zwei Klast ern
vor der k. k. Schottenfelder Hofröasserleitung hat die k. ft Burghauptmannschaft  an

den Magistrat das Ersuchen gerichtet , derselben in der Folge bei vorzunehmenden Baulichkeiten
in der Nähe  dieser Wasserleitung zum Zwecke der Jntervenirun  st den Tag und die Stunde

des abzuhaltenden Lokalaugenscheines  bekannt geben zu wollen , indem die bezeichnte Wasser¬
leitung bei etwa entstehenden Gebrechen auf solche in der Nähe befindliche Gebäude oder ans deren
Inhalt in den Kellerräumen einen nachtheiligen Einfluß ausüben und den betreffenden Hauseigen-
tbümern dadurch Gelegenheit geben könnte , von dem Allerh . Hof -Aerar eine Vergütung in Anspruch

zu nehmen.
(Note der k. k. Purghauptmarmschaft in Wien vom 21 . Nov . 1860 , <A. 583 , Mag . F . 128,689 .)

Seine k. k. Apost . Majestät haben mit A . h . Entschließung vom 16 . d. M . (Erlaß des
k. k. Staats -Ministeriums vom 18 . November l . I ., Z 35 . 110 ) den ordentlichen und öffent¬

lichen Schülern der höheren technischen Lehranstalten  zu Wien , Prag , Lemberg , Brünn,

Ofen und Graz , wenn sie nebst tadellosen Sitten in den für ihren Jahrgang vorgeschriebenen
Lehrgegenständen durchaus Vorzugsklassen  Nachweisen , die Militärbefreiung  nach § . 20
des Heeresergänzungs -Gesetzes bis zur definitiven Regelung der Militärbefreiungen überhaupt aller¬
gnädigst zu bewilligen geruht.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 21 . November 1860 , Z . 53 .507 , Mag . Z . 129 .361 . )

Aus Anlaß einer Anfrage , ob die bei der Heeresergänzung für das Jahr 1861 in Gemäßheit
der tztz. 7 und 44 des H . E - G . wegen Paßlosigkeit von Amtswegen abgestellten

Individuen  auf das Rekruten -Konringent des Jahres 1861 gezählt werden dürfen , hat das k. k
Kriegs -Ministerium im Einvernehmen mit dem k. k. Staats -Ministerium angeordnet , daß die in Rede
siebenden Individuen , welche einen Theil der zur Stellung für das Jahr 1861 berufenen und als
solche verzeichnten Militärpflichtigen (Abtheilung L der Stellungsliste ) bilden , im Falle ihrer
im Verlaufe der gegenwärtigen Rekrutirung erfolgenden Assentrrung  aus das
betreffende Kontingent nach tz 44 des H . E . G . zu zählen  sind . Findet aber die Abstellung von
derlei Individuen nach beendeter Rekrutirung,  bezüglich nach gedecktem Kontingente noch im
Laufe des Jahres 1860 statt,  so dürfen sie als Guthabung auf das Rekruten - Kontingent
für das Jahr 1862 nicht vorgemerkt  werden . Hievon wurde der Magistrat in Folge h.
Erlasses des ft k. Staats -Ministeriums vom 1. Dezember 1860 , Z . 35 .183 , verständiget.

(Erlaß der k. k. n. ii. Statthaltcrei vom 3 . Dezember 1860 , Z . 55 508 , Mag . L . 136 .080 .)
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Mit dem h. Finanz -Ministerial -Erlasse vom 3 . Dezember 1860 , Z . 55924 , ist der Vor¬
anschlag des Erfordernisses der n . ö. Handels - und Gewerbekammer  für das S . I . 1861

in dem Betrage von 27,800 fl. öst. Wahr , genehmigt worden , von welchem Betrage 26,300 fl.

unbedeckt find . Zur Deckung dieser unbedeckten Kosten wird eine Umlage  von 2 ^ Neukreuzern
aus den Gulden öst. Währg . der Erwerbsteuer und Bergfrohne der Wahlberechtigten der Handels¬
und Gewerbekammer festgesetzt.

(Erlaß der k. k. u. ö. Statthaltcrci vom 10 . Dezember 1860 , A 56 .451 , Mag . Z . 143 440 .)
Seine k. k. Apost . Majestät haben mit A . h. Entschließung vom 28 . November 1860

allergnädigst anzuordnen geruht , daß diejenige seekun dige Mannschaft,  welche ihrer gesetzlichen
Militärpflicht  bereits Genüge geleistet,  oder das ftellungspflichtige Alter überschritten bat,
in Hinkunft auch mit einer geringeren,  als der achtjährigen Kapi tulation,  jedoch mindestens
auf die Dauer von zwei Jahren oder auf Kriegsdaner beim Matrosen -KorpS asseutirl  werben darf.

Das k. k. Marine -Ober -Kommando behält sich jedoch vor , diejenigen Individuen , welche
sich auf Grund dieser A . h. Anordnung anwerben lassen , wieder in derselben Charge aufzunehmen,
in welcher sie bereits früher zur Zufriedenheit gedient haben und entlassen worden sind.

(Kundmachung der k. k. n . s . Statthalterei vom 16 . Dezember 1860 , Z . 57 . 135 , Mag . F . 143 . 176 .)

Das k. k. Staats -Ministerium wird die politischen Behörden anweisen , daß dieAerarial-

Zöglinge des Militär - Thierarznei - Jnstitutes  bei der Heereserganzung nach §. 10
des Heeresergänzungs -Gesetzes zu behandeln sind . Es werden daher diese Zöglinge , wenn sie im
stellungspflichtigen Alter stehen , der Losung und Stellung durch die politischen Be¬
hörden nicht zu unterziehen  sein.

(Erlaß des k. k. Kriegs - Ministeriums vom 18 . Dezember 1860 , Abth . 2 , <A. 8004 , Mag . Z . 527 .)

Seine k. k. Apost . Majestät haben mit A . h. Entschließung vom 6 . Dezember 1860 aller¬

gnädigst zu gestatten geruht , daß den Schülern des Ober - Gymnasiums  in einem b i sch öf-
lichen Kna den - Seminar  oder Gymnasiu m die Militarbefreiung  vom 1. Jänner 1861

angetangen durch sechs Jahre , jedoch ohne Rückwirkung auf die bei der Heeresergänzung
für 1861 etwa schon Gestellten in dem Falle zuerkannt werden dürfe , wenn sie Prüfungen an
einem Staats - Gymnasium  ablegen , und dabei in allen Unterrichtsgegenständen der Klaffe,
welche sie vor ihrer Berufung zur Stellung vollendet haben , die Vo rzugsk lasse,  oder wo eine
allgemeine Fortgangsklasse gegeben wird , die allgemeine Vorzugsklasse erlangen

Hievon wurde der Magistrat in Folge h. Erlasses des k. k. Staats -Ministeriums vom
20 . Dezember 1860 , Z . 34864 , in die Kenutniß gesetzt.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 26 . Dezember 1860 , -Z . 58 .659 , Mag . Z . 1001 .)

Mit der dem Magistrate in mehreren Exemplaren mitgetheilten Verordnung der k. k. n . ö.
Statthalterei vom 27 . Dezember 1860 , Z . 54 .821 ( Mag . Z . 3490 v. I . 1861 ) wurde das von dem

h. Staats -Ministerium unterm 27 . November 1860 , Z . 35 .271 genehmigte Regulativ in Betreff der
Aufstellung von beeideten Handels - Chemikern in Wien  zur allgemeinen Kennt-
niß gebracht.

Redigirt im Magistrats - Präsidium . — Wien , gedruckt bei C- G e r o l d' S S v h n
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Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei

vom 20 . Jänner 1861 Z . 2456 , Mag . Z ., 11 .128,

die Kompetenz der k. k. Zentral -Kommission für Erforschung und Erhaltung historischer

Baudenkmale betreffend.

Die mit der a . h . Entschließung vom 31 . Dezember 1850 , durch welche die k. k. Zentral-
Kommiffion für Erforschung und Erhaltung historischer Baudenkmale ins Leben gerufen ward,

derselben zugewiesene Kompetenz legt den sämmtlichen Behörden die Pflicht aus , wo es sich um
ähnliche Denkmale betreffende Verfügungen und Einleitungen handelt , jederzeit vorerst das Gut¬
achten dieser Kommission zu verlangen und gebührend zu berücksichtigen.

Da das h. k. k. Unterrichts -Ministerium zur Kenntniß gelangt ist , daß dies von den der

Statthalterei unterstehenden Organen keineswegs immer und namentlich in solchen Fällen mitunter

nicht geschehen ist , in welchen dieselben den für eine Resiaurirung erforderlichen Fond durch von
ihnen eingeleitete Sammlungen zu Stande brachten , und solche Resiaurazionen dann wirklich auch
theilweise in denselben keineswegs gewachsene Hände gerathen und in einer den richtigen Prin¬

zipien widersprechenden Weise ausgeführt worden zu sein scheinen , so wird den der Statthalterei
unterstehenden Organen über Ersuchen der genannten Zentral -Kommission zufolge Erlasses des

h . k. k. Unterrichts -Ministeriums vom 9 . Jänner l . I . Z . 17 .552 die Kompetenz dieser Kommission
in Erinnerung gebracht , und dieselben angewiesen , nicht nur in allen Fällen , in welchen es sich
um Erhaltung , Demolirung , Umstaltung , Restaurirung oder Herstellung künstlerisch oder historisch

möglicherweise interessanter älterer Bauwerke im Ganzen oder in ihren Theilen oder Appertinenzien
handelt , selbst nicht zu verfügen , ohne vorerst das Gutachten der k. k. Zentral - Kommission für

Erforschung und Erhaltung historischer Baudenkmale eingeholt zu haben , sondern Innerhalb ihres
Wirkungskreises nach Thunlichkeit anch dahin zu wirken , daß in ähnlichen Fällen von Seite der
Gemeinden und Privatvereine in gleicher Weise vorgegangen werde (s. auch Verordnungsblatt

Jahrg . 1857 , S . 228 ) .
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Erlaß - er k. k. n. ö. Statthaltern

vom 31 . Jänner 1861 Z . 57 .334 , Mag . Z . 14 .241,

mit Erläuterungen über die bei Leichentransporten zu beobachtenden Vorsichten.
Mit dem Erlasse vom 10 . September 1859 Z . 36047 (s. Verordnungsblatt Jahrg.

t859 S . 161 ) sind die von dem h. k. k. Ministerium des Innern angeordnetem bei Leichentrans¬
porten nothwendigen Vorsichten bekannt gegeben worden . Die von den öffentlichen Sanitäts¬

organen hiernach ausgestellten und von den betreffenden Behörden vidirten Leichenpässe verbürgen
die genaue Befolgung der vorgeschriebenen sanitätspolizeilichen Vorsichten . An dem Orte , wohin
eine mit ordnungsmäßigem Leichenpaß versehene Leiche zur Beerdigung transportirt wird , ist daher

eine abermalige Kontrolle der vorschriftsmäßigen Versargung durch die Sanitätsorgane nicht noth-
wendig . Sollte aber an einem solchen Sarge irgend etwas Bedenkliches bemerkt, ' oder der vor¬

schriftsmäßige Leichenpaß nicht beigebracht werden , so sind die öffentlichen Sanitätsorgane hiervon
zur genauen Erhebung und Anordnung der etwa nothwendigen sanitätspolizeilichen Vorsichten in
Kenntniß zu setzen.

Erlaß - cr k. k. ». ö. Statthalterci
vom 19 . Februar 1861 Z . 759 , Mag . Z . 22 .971,

womit der §. 33  der Belehrung über die Vieh - und Fleischbeschau in Betreff der Be¬
handlung des Fleisches und Fettes sinniger Schweine abgeändert wird.

Neuere Beobachtungen haben dargethan , daß das Fleisch von finnigen Schweinen der

menschlichen Gesundheit schädlich ist und zur Entstehung des Bandwurmes Anlaß gibt . Das Fleisch

von finnigen Schweinen ist somit unter allen Umständen zum menschlichen Genüsse nicht geeignet.
Die Statthalterei findet daher über Antrag ihrer ständigen Medizinal -Kommission die

Vertilgung des Fleisches finniger Schweine anzuordnen und die Verwendung des Fettes nur zum
Seisensude zu gestatten , wie dieß in Wien schon seit längerer Zeit üblich ist»

Der zweite Absatz des § . 33 der Belehrung über die Vieh - und Fleischbeschau , welche mit
Dekret der k. k. n . ö. Landesregieruug vom 10 . Juni 1838 Z . 29 .723 genehmigt , und mit Erlaß
der k. k. n . ö. Statthalterei vom 23 . Oktober 1850 Z . 39 .592 republizirt worden ist . wird daher
folgendermaßen abgeändert:

Das Fleisch von finnigen Schweinen ist der menschlichen Gesundheit nachtheilig und ist
daher nebst den Eingeweiden dem Wasenmeister zur Vertilgung zu übergeben , das Fett kann unter

ämtlicher Aufsicht einem Seifensieder zur sogleichen Verwendung zum Seifensude käuflich überlassen
werden . Der aus dem Fette erzielte Erlös ist dem Eigenthümer des Thieres nach Abzug der
Wasenmeister -Verscharruugsgebühr einzuhändigen.

Lebeube Schweine , welche bei der Beschau als finnig erkannt werden , müssen sogleich
gestochen , unter ämtlicher Aufsicht aufgearbeitet werden und ist mit dem Fleisch und Fett auf die
oben beschriebene Weise vorzugehen.
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3S4.
Erlaß - es k. k. Staats - Ministeriums

vom 4 . Mär ) 1861 Z . 4596 , Mag . Z . 24,418,

über die Beschränkung der Kommunalabgaben - Freiheit für Baugründe vor dem

ehemaligen Kärnthnerthore und am Franz Josefs -Quai.
Dem Magistrate wird unter Uebermittlung einiger Exemplare der Kundmachung und Ver-

kaufsbedingungen rücksichtlich einiger in Folge a . h . Entschließung vom 27 . Februar 1861 zur Ver¬
äußerung im Offertwege zu bringenden Bauplätze vor dem ehemaligen Kärnthnerthore und am

Franz Josefs -Quai bekannt gegeben , daß in Folge a . h . Genehmigung die Dauer der Kommunal-
Abgaben -Freiheit für diese Baugründe mit Rücksicht auf die Bitte der Stadtgemeinde auf 10 Jahre

restringirt wurde . _

Anhang.
Die Nummer 273 des R . G . Bl . vom Jahre 1860 enthält die Verordnung des Staats-

Ministeriums vom 17 . Dezember 1860 rücksichtlich der zu beobachtenden Sicherheitsmaßregeln
gegen die Gefahr der Explosion der mit einem hermetisch verschließbaren  Deckel versehenen
Kochapparate  oder Kessel. _

In Vollziehung des Artikels XXX des Konkordates  wurden mit der Verordnung des
Ministeriums für Kultus und Unterricht und des Justiz - Ministeriums vom 19 . Dezember 1860

R . G . Bl . Nr . 274 Bestimmungen über die Veräußerung und Belastung des Vermögens
katholischer Kirchen , Pfründen und geistlicher Institute  veröffentlicht.

Das h . k. k. Staats -Ministerium hat mit Erlaß vom 18 . Dez . 1860 , Z . 36 .574 anläßlich
eines vorgekommenen Falles verordnet , daß die Entscheidung über Gesuche zur Errichtung von Tabak-
Verschleißhütten  dem Wirkungskreise der Wiener Bau kommt  ssi on  Vorbehalten bleibt.

(Erlast der k . k. n . ö. Statthalterei vom 24 . Dezember 1860 Z . 58 .275 , Mag . Z - 144 .642 .)
In Fallen der Verleihung von Zivil - Dienstesp osten an Patental - Jnvaliden  ist

unverzüglich und unmittelbar hievon an das betreffende Jnvalidenhaus - Kommando , oder au das

nächste Ergänzungs -Bezirks -Kommando , behufs der von dort aus zu treffenden Kassaverfügungen
um so gewisser die Mittheilung zu machen , als sonst die Militär -Verwaltung bemüssigt sein würde,
darauf zu dringen , daß die etwa sich ergebenden , von den Empfängern nicht eindringlichen Patental-
gehalts -Uebergenüsse von jenen Dienstesorganen , die zu obenerwähnter Bekanntgabe verpflichtet waren,
und selbe unterließen , hereingebracht werden.

(Ertast der k. k. n . ö. Statthaltern vom 29 . Dezember 1860 Z . 58 .988 , Mag . Z . 2329 .)
Da sich neuerlich der Fall ergeben hat , daß die Witwe eines verrechnenden und verkauzio-

nirten städtischen Beamten den vorgeschriebenen Verzichts -Revers vorzulegen unterlassen hatte , und
sich damit entschuldigte , daß ihr eine derlei gesetzliche Bestimmung gänzlich unbekannt geblieben sei,

so wurden alle in Verrechnung stehenden und verkauzionirten Kommunal - Beamten,
sie mögen unmittelbar beim Magistrate oder bei den städtischen Aemtern und Anstalten bedienstet
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sein , aufgefordert , ihre Gattinnen,  in soferne es noch nicht geschehen ist, von der dießfalls bestehenden
Vorschrift zu verständigen , und dafür zu sorgen , daß dieselben die vorgeschriebenen Verzichtsreverse
ehestens bei der städtischen Buchhaltung überreichen.

(Magistrats - Dekret vom 29 . Dezember 1860 , Z . 133 .982 .)

Mit Beziehung auf den Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 21 . September 1860 Z . 43 .298

(s . Verordnungsblatt S . 254 ) und in Berichtigung desselben wurde dem Magistrate bekannt gegeben,
daß nur in den Fällen der definitiven Anstellung von im aktiven oder Reservestande be¬

findlich en Militär - Aspiranten  die über dieselben lautenden Qualifikazions - Einga¬
ben  sammt Beilagen mit Ausschluß der Privat -Dokumente der k. k. Statthalterei vorzulegen , —
in allen übrigen Fällen von den bezüglichen Anstellungen lediglich unter Anschluß der Ernennungs-
Dekrete dahin die Anzeigen zu erstatten sind.

(Ertast der k. k. n . ö. Statthaltern vom 1. Jänner 1861 , Z . 58 .633 , Mag . Z . 13 .344 .) A

Das N . G . Bl . vom I . 1861 verlautbart unter Nr . 4 . den Erlaß des Finanz -Ministeriums
vom 5 . Jänner 1861 in Betreff des Stumpe,Holdmann 'schen Spiritus - Meßapparates
und einer Berichtigung der den Rittinger ' schen Spiritus - Meßapparat (R . G . Bl . 1860
Nr . 250 ) betreffenden Gebrauchs -Jnftrnkzion.

Se . k. k. Apost . Majestät haben laut des Erlasses des Finanzministeriums v. 6 . Jänner 1861,
R . G . Bl . Nr . 5 den Zeugnissen,  welche im Grunde der Verordnung des Ministeriums des

Innern und des Armee -Oberkommando vom 27 . April 1857 R . G . Bl . Nr . 85 von den Eigen¬
tümern der um Zuchtprämien konkurrirenden Stuten  bezüglich ihres Eigentumsrechtes
beizubringen sind , die Stempelfreiheit  zu gestatten geruht ; es ist jedoch an der Stelle des

Stempelzeichens der Zweck der Urkunde und die Person , welcher sie zu diesem Zwecke zu dienen
hat , anzugeben.

Der Stand des besoldeten Stadtbauamts -Personales wurde seit der im Jahre 1850 er¬

folgten Regulirung in Folge des immer zunehmenden Andranges der Geschäfte dieses Amtes um
1 Oberingenieur , 1 Ingenieur und 8 Bau -Assistenten vermehrt , während die Zahl der für Bau¬
praktikanten sistemisirten Adjuten von je 315 fl. österr . Währ , auf 2 beschränkt blieb.

Da aber gegenwärtig 11 technische Praktikanten im Bauamte in Verwendung sind und eine
Herabminderung dieser Praktikanten -Anzahl dem Interesse des Dienstes nachtheilig wäre , wurden
für Stadtbauamts - Praktikanten 3 Adjuten  mit dem jährlichen Betrage von je 315 fl.

österr . Währ , neu systemisirt und daher die Zahl der für dieselben mit je 315 fl. österr . Währung
bisher systemisirten Adjuten von 2 auf 3 erhöbt.

(Gemeinderaths -Beschtust vom 16 . Jänner 1861 Z . 2640 , Mag . Z . 1243 .)

Laut Erlasses des h . k. k. Staats -Ministeriums vom 11 . Jänner l . I . Z . 403 haben

Se . k. k. Apost . Majestät mit a . h. Entschließung vom 5 . Jänner d . I . allergnädigst zu bewilligen

geruht , daß die §K. 58 und 59 der Gewerbe - Ordnung  vom 20 . Dezember 1859 (die
Stellvertreter bei der Ausübung von Gewerben und den Uebergang der Gewerbe betreffend ), auch
bei den Apothekergewerben  in Anwendung kommen ( s. auch R .G.  Bl . 1861 Nr . 8 ).
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Bezüglich der Kompetenz der Unterbehörden zur Verleihung von Apotheker-Befugnissen
haben die bestehenden Normen ausrecht zu bleiben.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 17. Jänner 1861 Z. 2125, Mag. Z. 11.221.)
Das h. k. k. Staats -Ministerium hat mit Erlaß vom 11. Jänner 1861 Z. 36.769 im

Einvernehmen mit demk. k. Kriegs-Ministerium bekannt gegeben, daß in Folge der Bestimmungen
des mit dema. h. Armeebefehle vom 24. Februar 1859 kundgemachten Reglements für die Mi-
litär-Bildungs-Anstalten. die im 2. Absätze des §. 2 des Amtsunterrichtes zum Heeresergänzungs-
Gesetze ausgesprochene Beschränkung außer Wirksamkeit getreten sei, und daß nunmehr alleassen-
tirten Inländer -Zöglinge  sämmtlicher Militär -Bildungs -Anstalten,  und namentlich
auch die Aerarial-Zöglinge des Militär -Thierarznei - Institutes  und die Zivil-Zöglinge
des Militär -Gränz -Verwaltungs - Lehrkurses  auf das ganze Heeres-Ergänzungs-Kon-
tingent des Reiches gut zu rechnen sind.

Hiernach sind auch alle assentirten Inländer - Zöglinge sämmtlicher Militär-Bildungs-
Anstalten bei der Heeresergänzung nach §. 10 des H. E. Gesetzes zu behandeln, daher, wenn sie
im militärpflichtigen Alter stehen, der Losung und Stellung durch die politischen  Be¬
hörden nicht zu unterziehen.

(Erlaß der k. k. n. ä. Statthalterei vom 18. Jänner 1861 Z. 2454, Mag. Z. 11.229.)
Das h. k. k. Staats-Ministerium hat mit Erlaß vom 15. Jänner d. I . Z. 37.875 aus

Anlaß eines vorgekommenen Falles, daß ein Eisenbahnwächter von einem Gemeinde-Diener ver¬
haftet wurde, ohne daß von dieser Arretirung von den betreffenden Gemeinde-Organen der Ei-
senbahn-Jngenienrs-Abtheilung als der unmittelbar Vorgesetzten Stelle des Verhafteten die Anzeige
gemacht worden wäre, in Erinnerung gebracht, daß bei allenfalls vorkommenden Verhaftungen
von Eisenbahn - Bediensteten, — die Arretirung mag aus welchem Grunde immer
erfolgt sein, nach Weisung der Ministerial Verordnung vom 28. Dezember 1850 R. G. Bl. Nr. 472
und nach den Bestimmungen des §. 158 der Straf -Proceß-Ordnung, die Anzeige hievon unver¬
züglich an die nächsten unmittelbaren Vorgesetzten  des Verhafteten zu erstatten ist.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 21. Jänner 1861 Z. 1741, Mag. Z. 14.248.)
Das k. k. Polizei-Ministerium hat mit Erlaß vom 11. Jänner 1861 Z. 154 die Wie¬

dereinbeziehung der am Wienflusse liegenden, zur Gemeinde Penzing unter den Nummern 216,
217, 222 und 224 konskribirten, und früher zum Rayon des mir Ende Dezember 1860 aufge¬
lassenen Polizei-Bezirks-Kommissariates Hietzing gehörigen vier Fabriken in den Polizei-Rayon von
Wien und deren Zuweisung zu demk. k. Polizei -Bezirks -Kommissariate Gaudenzdorf
zu genehmigen befunden.
(Noted. k. k. Polizei-Direkzion in Wien vom 23. Jänner 1861 Pr. Z. 316, Mag. Z. 10.982.)

In Erledigung des Berichtes vom 17. Dezemberv. I . Z. 93.572 hat die k. k. n. ö.
Statthalterei dem Magistrate bekannt gegeben, daß das k. k. Staats - Ministerium laut Er¬
lasses vom 19. Jänner d. I . Z. 1161 keinen Anstand nimmt, es von der bisher üblichen Ein¬
legung von erloschenen Privilegiums -Urkunden  abkommen zu lassen. Bezüglich der
Anzeige über freiwillig zurückgelegte Privilegien  hat es jedoch bei der bisherigen
Gepflogenheit zu verbleiben.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterci vom 23. Jänner 186t Z. 3206, Mag. Z. 11.467.)
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Ein gegen die Aufrechnung von Taxen anläßlich der Ausfertigung eines Ge¬
werbescheines  bei dem k. k. Staats - Ministerium eingebrachter , der k. k. n . ö. Statthalterei
zur kompetenzmäßigen Entscheidung überwiesener Rekurs wurde abweislich erledigt , weil die in
der Rekursschrift erwähnten Taxen nur Schreib - , Zustellungs - und Kanzlei - Gebühren
betreffen , deren Einhebung der Kommune Wien  für die Besorgung der politischen Amtspflege
schon seit langen Jahren gestattet  ist , und weil dieselben mit der Gewerbs -Verleihungstaxe in
keinem unmittelbaren Zusammenhänge stehen , sondern solche Gebühren sind , welche bei jeder Amtshand¬
lung und Erledigung des Magistrates ohne Rücksicht auf den Gegenstand derselben eingehoben werden,

und deren Fortbezug durch die Ministerial -Verordnung vom 22 . April 1860 , R . G . Nr . 102 , nicht
berührt wurde.

(Erlaß - er k. k. n . ö. Statthalterei vom 28 . Jänner 1861 Z . 1853 , Mag . Z . 15 .417 .)
Da in dem mit dem Einreichungs - Protokolle vereinigten magistratischen

Expedite  zwischen den Gehalts -Kategorien von 420 und 630 fl. österr . Währ ., die in anderen

städt . Aemtern systemistrte Gehaltsstufe von 525 fl. bisher nicht bestand und in Folge dessen nicht

selten die verwendbarsten Kanzleibeamten durch Uebersetzung in andere Aemter dem Mundirungs-
Geschäfte entzogen werden mußten ; da ferner keine Adjuten für Kanzlei -Praktikanten systemisirt
waren und die Zahl der Letzteren dem Bedarfe entsprechend , dermalen nahezu 100 beträgt , so
wurde in Uebereinstimmung mit dem Magistrats - Anträge beschlossen , für das bezeichnet Amt
8 Offizials - Stellen  mit dem Jahresgehalte von je 525 fl. österr . Währ , und dem system-
mäßigen Quartiergelde , dann 3 Adjuten  für Kanzlei -Praktikanten mit je 300 , und 4 Adjuten
für derartige Praktikanten mit je 240 österr . Währ , neu zu systemisiren  und dagegen eine
Offizials - Stelle  der Gehalts -Kategorie von 735 fl. und vier Akzessisten - Stellen  mit

je 420 fl . Besoldung aufzulassen  und anzuordnen , daß sämmtliche bei dem Magistrate dermalen
bestehenden Diurnisten - Stellen  allmälich , in so weit es mit dem Dienstes -Jnteresse verein-
barlich ist, einznziehen sind.

Der Personal - und Besoldungsstand des mit dem Einreichungs - Protokolle vereinigten
magistratischen Expedits hat daher für die Folge zu umfassen:

1 Direktors -Stelle mit 1470 fl. , 3 Adjunktens -Stellen mit 1260 , 1155 und 1050 fl.,
32 Offizials -Stellen , und zwar 8 mit je 840 fl. , 8 mit je 735 fl., 8 mit je 630 fl. und 8 mit

je 525 fl. , ferner 8 Akzesststen - Stellen mit je 420 fl. österr . Währ , an Jahresbesoldung nebst
dem systemmäßigen Quartiergelde ; dann 3 Adjuten mit je 300 fl . und 4 Adjuten mit je 240 fl.
österr . Währ.

(Beschluß des Gemeinderathes vom 31 . Jänner 1861 Z. 251 - Mag . Z . 15 .560 .)
Seine k. k. Apost . Majestät haben laut Erlasses des h. k. k. Staats -Ministeriums vom

I . Februar 1861 Zahl 2180 mit a . h . Entschließung vom 26 . Jänner l . I . allergnädigst
anzuordnen geruht , daß die Zöglinge der beiden k. k. Akademien der bildenden Künste

zu Wien und Venedig,  welche Nachweisen , daß sie bei tadellosem sittlichen Betragen eines ersten
Preises würdig erkannt , oder daß sie auf Staatskosten in das Ausland aus Reisen gesendet wor¬
den sind , im Falle ihrer Stellung zum Heere  sofort beurlaubt  werden , und so lange be¬
urlaubt bleiben dürfen , als sie sich der Kunst wirklich widmen.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 8 . Februar 1861 Z . 5197 , Mag . Z . 17 .684 .)



Zs,

Die k. k. n . ö. Statthalterei hat in Erledigung der mit Magistrats -Bericht vom 29 . No.

vember v. I . Z . 119 .353 vorgelegten Eingabe der Graveure von Wien zu bewilligen befunden,
daß die nach der Verordnung der Statthalterei vom 8 . September 1860 Pr . Z . 3147 in Post 36
der Genossenschaft der Gold - , Silber - und Juwelenarbeiter zugewiesenen Gold - und Silber-

Graveure , Ciseleure , Emailleure , Guillocheure , Edelsteinschleifer und Stein¬
schneider  aus dieser Genossenschaft ausgeschieden und jener der Bildhauer und Graveure
in Post 41 zugewiesen werden.

(Erlast der k. k. n . ö. Statthaltern vom 20 . Februar 1861 Z . 6930 , Mag . Z . 21 .340 .)
lieber den Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 10 . Mai 1860 (s. Verord¬

nungsblatt Jahrg . 1860 , S . 234 ), beschloß der Magistrat am 26 . Juli 1860 unter der Z 80 .354
auch in Hinkunft jede dem Magistrate zur Kenntniß kommende Verpfandung  eines verkäuflichen

Gewerbes,  jedoch nur im Interesse der gewerbspolizeilichen Ueberwachung  zur
eigenen Kenntniß in den Gewerbs - Vorm erkb üchern anzumerken  und hievon die k. k. n . ö.
Statthalterei in Kenntniß zu setzen. Die hierüber gemachte Anzeige wurde von der k. k. n . ö. Statt¬

halterei am 24 . Februar 1861 unter der Z . 3113 , Mag . Z . 24 .182 , zur Nachricht genommen.

Die Statthalterei hat in Erledigung des mit dem Magistrats - Berichte vom 11 . Ok¬

tober v. I . Z 107 .319 vorgelegten Gesuches der bürgl . Kaffeesieder in Wien zu bestimmen be¬
funden , daß innerhalb des in der Verordnung der k. k. n . ö . Statthalterei vom 8 . September

v. I . P . Z . 3147 bestimmten territorialen Umfanges der Wiener Genossenschaften , sowohl die
Kaffeesieder , als auch die Kaffeeschänker mit den Erfrischungs - Anftalts - Jnha-
bern  eine selbständige Genossenschaft  zu bilden haben.

(Erlast der k. k. n . ö. Statthaltern vom 28 . Februar 1861 Z . 7660 , Mag . Z . 25 .183 .)
Die Bildung einer selbständigen Genossenschaft  durch die Wiener Zimmer¬

maler,  welche der Genossenschaft der Tapeten -Erzenger , Buntpapier -Erzeuger und Zimmermaler
angehören , wurde deßhalb nicht bewilligt,  weil die erwähnten zu Einer Genossenschaft vereinigten
Gewerbe sehr nahe verwandt sind , ein gemeinschaftliches gewerbliches Interesse haben und ver¬

einigt eine sehr leicht zu leitende Genossenschaft bilden , und demnach nicht getrennt werden können.

(Erlast der k. k. n . ö. Statthaltern vom 28 . Februar 1861 Z . 7462 , Mag . Z . 25 .177 .)
Laut des Ministeriell -Erlasses vom 2 . Juli 1860 Z . 17 .410 (Erlaß der k. k. n . ö. Statt¬

halterei vom 4 . August 1860 Z . 26,693 ) sind die Direkziouen der k. k. Tabaksabrikeu  zur
Berichtigung der Verpflegsgebühren  für die in öffentlichen Krankenhäusern behandelten , mit
Anweisungen versehenen Arbeiter  dieser Fabriken verpflichtet.

(Note der Direktion des k. k. Krankenhauses in der Wr . Vorstadt Wieden vom 12 . Mär ) 1861
Z . 560 , Mag . Z . 28 .193 .)

Das k. k. Staats -Ministerium hat mit der Verordnung vom 25 . März l . I ., R . G . Bl.
Nr . 34 , den § . 37 der Wiener Bauordnung  vom 20 . September 1859 , R . G . Bl . Nr . 176,
dahin zu erläutern  befunden , daß in den in diesem Paragraphe vorgesehenen Fällen der Ein¬
legung massiver Decken auch Tramböden,  jedoch nur unter der Bedingung in Anwendung
gebracht werden können , daß dieselben von den Polsterhölzern durch eine Schuttauflage vollkom¬
men isolirt und im obersten Stockwerke nicht nur feuersicher belegt , sondern auch , um dem mög-
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lichen Einstürze der Dachung bei einem Feuer Widerstand zu leisten, in entsprechender Stärke
hergestellt werden. _ _ _

Die k. k. n. ö. Statthalterei hat sich bestimmt gefunden, demk. k. priv . Großhand¬
lungs - Gremium in Wien  über dessen Einschreiten die Bewilligung zu ertheilen, aus
der mit der Statthalterei- Verordnung vom 8. September 1860, ? . Z. 3147, bestimmten Ge¬
nossenschaft der Kaufleute auszuscheiden, und für sich eine Genossenschaft  unter dem Namen
„Großhandlungs-Gremium" innerhalb des territorialen Umfanges der Wiener Gewerbe-Genossen¬
schaften zu bilden, zu welchen als Mitglieder zu gehören haben: a) die Mitglieder des gegenwär¬
tigen k. k. priv. Großhandlungs-Gremiums und d) alle jene, welche als Großhändler oder Ban¬
kiers bereits besteuert stnd, ohne gegenwärtig demk. k. priv. Großhandlungs-Gremium als Mit¬
glieder anzugehören und jene, welche den Großhandel oder das Banquiergeschäst künftig antreten.

(Erlass der k. k. n. ö. Statthalterci vom 27. März 1861 Z. 11.549, Mag. Z. 34.391.)
Das h. k. k. Staats -Ministerium hat mit Erlaß vom9. März l. I . Z. 4698 der k. k.

n. ö. Statthalterei bekannt gegeben, daß das k. k. Kriegs- Ministerium laut der Eröffnung vom
28. Februar l. I . Z. 898 die demselben mitgetheilten(in dem Magistrats-Berichte vom 22. No¬
vember 1860 Z. 60.178 enthaltenen) Daten über die gesetzliche Begründung der für jene hierorts
mit Tod abgehenden Militärs,  welche in einem eigenen Sarge und mit Kondukt bestattet
werden, zu entrichtende To dtengräber - und Leichenbeschreib - Taxe  zur Kenntniß ge¬
nommen hat.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 5. April 1861 Z. 10.382, Mag. Z. 37.267.)
In der Nummer 49 desR. G. Bl. werden die durchA. h. Entschließung vom 10. April

1861 getroffenen Bestimmungen über den Wirkungskreis des Ministeriums für
Handel und Volkswirthschast  knndgemacht.

Die k. k. Wiener Baukommission hat aus Anlaß eines besonderen Falles dem Magistrate
in allen von nun an vorkommenden Fällen, in welchen es sich um Anbringung von Keller-
ösfnun gen im Trottoir  handelt, im Sinne der 29 und 69 Z. 7. der Wiener Bau¬
ordnung die Amtshandlung im eigenen Wirkungskreise  überlassen.

(Erlaß der k. k. Wiener Baukommission vom 14. April 1861 Z. 140, Mag. Z. 39.439.)
Die Steuer-Administrazion hat über die Behandlung der Gewerbepächter rückstchtlich der

zu entrichtenden Stempel- und unmittelbaren Gebühren bei der k. k Finanz-Landes-Direkzion eine
Anfrage gestellt, und dabei aus Grund der Magistrats-Note vom 12. Marz 1861 Z. 17.790 die
Ansicht ausgesprochen, daß der Pächter von Gewerben  ohne Unterschied, ob Letztere zu
den freien oder konzessionirten gehören, von der Stempelgebühr  pr . 6 fl. und eventuell
auch von der Gewerbetaxe freizulassen  sei.

Die k. k. Finanz-Landes-Direkzion hat in dem hierüber erflossenen Erlasse vom 12. April
1861 Z. 6602 diese Ansicht in den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen vollkommen begründet
anerkannt.
(Note der k. k. Steuer-Administrazion in Wien vom 18. April 1861 Z. 2095, Mag. Z. 44.684.)

Redigirt vom Magistrate. — Wien, gedruckt bei C- G er o ld 's Sohn.



Verordnungsblatt
für den

Magistrat derk.k. Reichshaupt- Md Residenzstadt Wien.
Jahrgang 1861.

189 erschien am 1. June 1861.

Z95.
Erlaß - er k. k. n. ö. Statthaltern

vom 8. Mär) 1861, Z. 7536, Mag. Z. 29 480,
über das Verbot des Verkaufes und Ankaufes ärarischer Monturs- und Rüftungssorten.

Das h. k. k. Kriegsministerium hat mittelst der nachfolgenden Zirkular-Verordnung vom
11. Februar d. I ., Z. 512 Abth. 13 das Verbot des Verkaufes und Ankaufes ärar. Monturs- und
Rüftungssorten den unterstehenden Organen neuerdings eingeschärst, wovon der Magistrat in Folge
h. Erlasses des k. k. Staats -Ministeriums vom 19. Febr. 1861, Z. 3436 unter Beziehung aut das
Hofkanzlei-Dekret vom 29. August 1839, Z. 26.261 in die Kenntniß gesetzt wird.

Jirkular - Verordnung des k. k. Kriegs - Ministeriums
vom 11. Februar 1861, Abth. 13, Z. 512.

Um das bestehende Verbot des Verkaufes und Ankaufes militärischer Monturs- und Rü
stungssorten einer ganz strengen Beachtung zuzuführen, und die in dieser Beziehung in der letzteren
Zeit vorgekommenen Inkonvenienzen gesichert zu beseitigen, wird als unabweichliche Vorschrift der
Grundsatz sestgestellt, daß fertige Militär-Monturs- und Rüstungsstücke im ganzen Zustande von
Niemanden, und unter keiner Bedingung verkauft, somit auch nicht angekauft werden dürfen. Zur
Durchführung dieses Grundsatzes wird angeordnet:

Jene Monturs- und Rüstungs-Sorten, welche als ganz abgenützt und unbrauchbar bei der
Truppe auch im Wege der innern Oekonomie nicht verwendet werden können, und in der Regel
an die nächste Monturs-Kommission abzuführen, daselbst aber als Abfall zu behandeln sind, können
in jenen Fällen, wo der Transport solcher Sorten wegen allzu großer Entfernung der Monturs-
Kommission, oder aus sonstigen Ursachen sich als zu kostspielig oder unzulässig darstellt, über Ge¬
nehmigung und unter Jntervenirung der Truppen-Brigade, jedoch nur nach erfolgter kommissio-
neller Zergliederung und Zerstücklung, sowie nach Ausscheidung der jedenfalls an die Monturs-
Komnssssion abzusührenden Erzbestandtheile veräußert werden. Von dem Geschehenen, so wie von
dem erzielten Erlöse ist die Anzeige anher zu erstatten.

Die Urlauber uud Reservisten dürfen die empfangenen Monturs-Sorten, welche in den
Urlaubspässen und Reservekarten ohnehin verzeichnet sein müssen, unter keiner Bedingung verkaufen,



und sind gehalten , dieselben bei ihrem Wiedereinrücken zur Dienstleistung in thunlichst konservirtem

Zustande wieder mitzubringen . Hiernach sind die betreffenden Leute bei ihrem Abgehen zu belehren.
Hinsichtlich der Mäntel bleibt es bei der bisherigen Gepflogenheit.

Da nach den vorstehenden Bestimmungen Zivil -Personen nie in den rechtlichen Besitz
ganzer Militär -Monturs - und Rüstungsftücke gelangen werden , so sind in Hinkunft Privat -Personen,
bei denen sich derlei Militär -Effekten im ganzen Zustande vorfinden , bezüglich des rechtlichen Be¬
sitzes derselben ohne Weiteres zu beanständen.

3S6
Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltcrci

vom 27 . März 1861 , Z. 11.033 , Mag . Z. 33 .343,

über die Spitalsverpflegung der kaiserl . österr . und königl . sardinischen Staatsangehörigen.
Laut Erlasses des h. k. k. Staats -Ministeriums vom 12 . März l . I ., Z . 4683 ist zwischen

der österreichischen und sardinischen Regierung ein Uebereinkommen zu Stande gekommen , nach
welchem den gegenseitigen , irrsinnigen oder überhaupt erkrankten Angehörigen auf dem betreffenden
fremden Staatsgebiete die den dort Einheimischen zukommende Spitalsverpflegung und Behand¬
lung bis zu dem Zeitpunkte zugesichert wird , als deren Rückkehr in die Heimat ohne Gefahr für

dieselben oder für Andere stattfinden kann , und daß die betreffende fremde Regierung weder von
der Regierung noch von der Heimatsgemeinde eines solchen Verpflegten den Ersatz der hiefür auf¬
gelaufenen Kosten anzusprechen hat , sobald durch gehörige Dokumente oder ämtliche Bestätigung
die Mittellosigkeit desselben oder seiner , wenn überhaupt vorhandenen , alimentazionspflichtigen
Verwandten nachgewiesen ist.

Dieses Uebereinkommen wird als vom 1. Jänner 1861 an in Kraft bestehend angesehen
und eine sechsmonatliche Kündigungszeit festgesetzt. Hievon setzt man den Magistrat zur Darnach-
achtung mit dem Bemerken in Kenntniß , daß das vorliegende Uebereinkommen zwar auch für
die Angehörigen der faktisch unter sardinischer Herrschaft stehenden italieni¬
schen  Länder zu gelten hat , der österreichische Protest gegen die widerrechtlichen Annexionen jedoch

aufrecht bleibt , und daher bei den bezüglichen Kostenreklamazionen jeder Ausdruck zu ver¬
meiden ist , welcher mit dem gedachten Proteste in Widerspruch stände,  daß schließ¬
lich bei Fällen , in welchen es sich lediglich um unbedeutende Beträge handelt , oder wo schon aus

den persönlichen Verhältnissen des Verpflegten die Erfolglosigkeit einer dießfälligen Reklamazion
im voraus angenommen werden kann , ein Ersatzanspruch ganz zu unterbleiben hat.

39?
Erlaß - er k. k. n. ö. StaUhalterei

vom 28 . März 1861 , Z. 10 .243 , Mag . Z. 35 .345,

über die Verwendung der Vermächtnisse für Arme , falls der Erblasser die Letzteren nicht

näher bezeichnet hat.
Aus Anlaß des mit dem Berichte vom 8 . Juli 1860 , Z . 26 .564 , gestellten Antrages

über die Zuwendung der Vermächtnisse für Arme an den Lokalarmen -Fond hat das h. k. k. Staats-
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Ministerium im Einvernehmen mit dem k. k. Kriegs -Ministerium bestimmt , daß im Sinne der a . h.

Entschließung vom 31 . März 1846 fortan die Vermächtnisse für Arme , wenn der Erblasser sie nicht
näher bezeichnet , er möge der Zivil - oder Militärgerichtsbarkeit angehört haben , jederzeit dem Lokal-
armenfonde des Erblassers , worunter nur der für die Armenverpflegung im Allgemeinen unter Leitung

der politischen Behörden an jedem Orte bestehende Armenfond verstanden sein kann , zuzuweisen sind.

398 .
Note der k. k. Steuer -A - niinißrazion in Wie»

vom 3. April 1861 ) Z . 3091 , Mag . Z . 35,655,

nach welcher die Anhäufung von nicht vollstreckten , wegen einer und derselben Unter¬

lassung sukzessiv verhängten Geldstrafen durch rasche Vollstreckung der einzelnen Straf¬

erkenntnisse hintanzuhalten ist.
Die k. k. österreich . Finanz - Landes - Direkzion bat mit Erlaß vom 18 . März l . I,

Z . 4729 aus Anlaß der in der hierortigen Zuschrift vom 4 . März l . I ., Z . 2067 erwähnten
nicht vollstreckten Straferkenntnisse zur Darnachachtung in künftig vorkommenden Fällen hieher er¬
innert , daß wenn einmal eine Geldstrafe auferlegt worden ist , die Vollstreckung derselben voraus¬
gehen muß , bevor abermals ein Straferkenntniß geschöpft wird . Eine auferlegte Geldstrafe ist aber

erst vollstreckt , wenn der betreffende Betrag freiwillig einbezahlt oder zwangsweise eingebracht wurde.
Zu diesem Ende sei dem löbl . Wr . Magistrate in der Folge in den dießfälligen hierortigen Zu¬

schriften auch der Zeitpunkt , bis zu welchem der Straffällige den vorgeschriebenen Strafbetrag ein¬
zuzahlen angewiesen wird , zu bezeichnen , worauf der löbl . Wr . Magistrat in dem Falle , als der
Strafbetrag bis zu dem bezeichnten Tage nicht eingezahlt worden sein sollte , ohne weiteres

Zuwarten sogleich  die gesetzlichen Mittel zur Einbringung des Strasbetrages anzuwenden und
dieser Steuer - Administrazion binnen 8 , längstens binnen 14 Tagen von dem Erfolge Kenntniß
zu geben haben wird.

Erst dann , wenn die Strafe eingebracht , der Aufforderung zur Einbringung des Bekennt¬
nisses oder anderer Nachweisungen aber demungeachtet noch nicht entsprochen worden ist , sei zur
neuerlichen Anwendung einer Geldstrafe zu schreiten , ans welche Weise sohin niemals zwei oder noch
mehrere Geldstrafen wegen einer und derselben Unterlassung zu gleicher Zeit werden in Vorschrei¬
bung stehen können , was schon an und für sich als etwas ganz unangemessenes erscheint , während
die sukzessive Anwendung von Geldstrafen für eine fortgesetzte Unterlassung hiemit selbstverständlich
nickt die geringste Beeinträchtigung erleidet , im Gegentheile erst wahrhaft wirksam gemacht wird

399 .
Erlaß - er k. k. n. ö. Statthalterei

vom 24 . April 1861 , Z . 16 .235 , Mag . Z . 46 .882,

über die Behandlung ausländischer Wanderbücher als Reise - und Legitimazions -Urkunden
im Inland e.

Nach Inhalt eines h. Erlasses vom 16 . April l . I . , Z . 1937 hat das k. k. Polizei-
Ministerium im Einvernehmen mit dem Staats - Ministerium und mit den Hofstellen für Ungarn,



Siebenbürgen , Kroazien und Slavonien , die Bestimmungen der Ministerial - Verordnung vom
12. März v. I ., R . G . Bl . Nr . 66 , insoferne dadurch die Verpflichtung zur Vid irung  der inländischen
Wanderbücher  im Innern des österr . Kaiserstaates aufgehoben  wurde , auch auf die Wander¬
bücher der in Oesterreich reisenden ausländischen Gewerbsgehilfen  auszudehnen befunden;
wornach es von der Vidirung dieser Bücher im Innern des Kaiserftaates abzukommen hat , wenn

dieselben mit den Erfordernissen förmlicher Auslands Reiseurkunden versehen sind und beim Grenz¬
eintritte als solche behandelt wurden.

Hiervon wird der Magistrat mit dem Beifügen in die Kenntniß gesetzt, daß durch strenge
Handhabung der Meldungs -Vorschriften , worauf nunmehr nach Aushebung der früheren Paßbeschrän¬
kungen die Fremden -Ueberwachung wesentlich beruht , insbesondere durch sorgfältige Evidenzhaltung
der Herbergen und sonstigen Unterstandsorte arbeitloser Handwerksgehilfen , so wie durch häufige
Revision solcher Orte,  ferner durch Einsichtnahme in die Arbeits - und Wanderbücher gelegentlich
der Meldungen künftighin die Mittel zu verschaffen find , die Interessen des öffentlichen Sicher¬
heitsdienstes zu wahren.

Anhang

In Folge h. Anordnung des k. k. Staats - Ministeriums vom 27 . März l . I ., Z . 5640
wurde der Magistrat mit Bezug aus den Erlaß der bestandenen Militärverpflegs - Syst . Hofkom¬
mission vom 8 . November 1817 , Z 1008 und im Verfolge des hierortigen Erlasses vom 15 . Juli

1852 , Z 21 .590 (L. G . Bl . S . 634 ) angewiesen , bei Ausfertigung uud Bestätigung der Behufs
der Kauzions - Nachfichtsbewerbung erhobenen ämtlichen Zertifikate über die Unter-
n e b m u n g s sä h i g k e i t und Solidität der Subarrendatoren  stets die erforder¬
liche Gewissenhaftigkeit  obwalten zu lassen , weil nur die volle Ueberzeugung von der
Richtigkeit dieser Bestätigungen dem Militär - Aerar die Garanzie für die Erfüllung der von den
Subarrendatoren übernommenen Verpflichtungen gewähren und in der Rückwirkung auch nur hier¬
durch die beabsichtigte Erleichterung für den wirklich verläßlichen Unternehmer eintreten kann.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 18 . April 1861 , Z . 13 .320 , Mag . Z . 46 .150 .)
Das h . k. k. Staats -Ministerium hat aus Anlaß eines speziellen Falles mit dem Erlasse

vom 16 April 1861 , Z . 6989 in Betreff des Markenschutzes Folgendes entschieden:

„Die Tendenz des Markenschutzgesetzes geht dahiu , durch das auf dessen Grundlage zu
erwerbende Alleinrecht die inländische Produkzion zu schützen. Durch die Registrirung der Marke
eines ausländischen Erzeugers , wenn auch für einen österreichischen Staatsangehörigen , würde
jedoch das ausländische Fabrikat auf indirektem Wege des Markenschutzes theilhaft werden . Die
Registrirung  einer ausländischen Firma  oder Etikette als österreichische
Gewerbsmarke  erscheint sonach nicht zulässi g ."

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthatterei vom 29 . April 1861 , Z . 16 .080 , Mag . Z . 47 .760 .)

Redigirt vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei C. Gerold ' o Sohn.



Verordnungsblatt
für den

Magistrat derk, k. RcichHWt- md RcsideGadt Win.

Jahrgang 1861.
11« erschien am 31 . Juli 1861.

4M.
Erlaß der k. k. n. ö. Staithalterei

vom 18 . April 1861 Z . 14 .228 , Mag . Z . 44 .358,

über die Reinigung der Beschirrung des Sattel - und Rüstzeuges der mit ansteckenden
Krankheiten behafteten Pferde.

Das h . k. k. Staats - Ministerium hat unterm 3 . April l . I . Z . 2281 die Reinigung
der Beschirrung des Sattel - und Rüstzeuges der mit ansteckenden Krankheiten behafteten Pferde
durch Chlor - und Kalilaugen - Waschungen zulässig gefunden und daher den §. 72 des Thier-
seu chen - ll nterrichte  s vom Jahre 1859 im Punkte 8 e und 9 derart modifizirt , daß der
Text in Hinkunft zu lauten hat:

Punkt 8 o : »die Trankgeschirre jedoch, wenn sie im schlechten Zustande sind , dann unter
allen Verhältnissen die Bürsten , Kartätschen , die aus Stricken oder Gurten gefertigten Halfter und
die Stricke , welche bei dem erkrankten Thiere in Gebrauch kamen , sind zu verbrennen ."

Punkt 9 : »Die Beschirrung so wie das Sattelzeug ist nach § . 30 mit heißer Lauge gut

zu waschen , und hierauf durch wenigstens 8 Tage gut zu durchlüften , woraus die ledernen Bestand-
theile mit Fett einzuschmieren sind ."

4M.
Erlaß der k. k. n. ö. S 'taUhaUere'l

vom 23 . April 1861 , Z . 11 .938 , Mag . Z . 46 .142,

in Betreff des Transportes von langwierig jedoch transportablen Kranken aus den

öffentlichen Kranken - Anstalten in ihre Heimat.

Nachfolgend erhält der Wiener -Magistrat den mit Note der k. k. Statthalterei in Brünn

vom 14 . März l . I . Z . 8233 anhergelangten Erlaß dieser Statthalterei in Betreff des Transportes

von langwierig , jedoch transportablen Kranken aus den öffentlichen Kranken -Anstalten in ihre Heimat . —
Die Direkzion des k. k. allgem . Krankenhauses und des k. k. Krankenhauses auf der Wieden werden
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dem Ersuchen der k. k. mährisch -schlesischen Statthalterei gemäß unter Einem angewiesen , wegen
Transportirung derartiger nach Mähren und Schlesien zuständigen Kranken in ihre Heimat mit

den betreffenden mährischen und schlesischen Bezirksämtern und Gemeindebehörden unmittelbar zu
korrespondiren und nach zweimaligem erfolglosen Einschreiten dieselben auf Gefahr und Kosten der

betreffenden Zuständigkeits -Gemeinden in Mähren und Schlesien in ihre Heimat transportiren zu lassen.
Hievon wird der Wiener -Magistrat wegen der aus den öffentlichen Kranken -Anstalten Wien ' s

in die städtischen Versorgungs -Anstalten transferirten unheilbaren Kranken in Kenntniß gesetzt.

Erlaß - er k. k. mähr, schief. Statthaltern zu Drünn
vom 14 . Mär ) 1861 Z . 8233.

Zu Folge der Erlässe des h. k. k. Ministeriums des Innern vom 6 . März 1655 Z . 0382

und 4 . Dezember 1856 Z . 26 .641 haben die öffentlichen Kranken -Anstalten bei Erkrankungen,
welche sich in ihrem Verlaufe als chronische und unheilbare Krankheiten Herausstellen , aber die

Transportirungen der Kranken in die Heimat zulassen , längstens nach Ablauf eines Vierteljahres

die betreffenden Zuständigkeits -Behörden von dem Zustande des Kranken mit der Aufforderung zu
verständigen , dessen Abholung in die Heimat Behufs der Uebername in die einheimische Pflege
zu veranlassen.

Da nach den bisherigen Wahrnehmungen und laut wiederholter Anzeigen der Kranken-
Anstalts -Verwaltungen die Requisizionen der letzteren an die betheiligten Bezirksämter und Gemeinde-
Behörden meistens ohne Erfolg bleiben , wodurch zum fühlbaren Nachtheile des mährischen und des
schlesischen Landesfondes eine nicht geringe Anzahl von unheilbaren , jedoch transportablen Kranken

in den mährischen und schlesischen Spitälern , wo ohnedem meistens ein großer Platzmangel herrscht,
weit über die normale Dauer sich befindet , so findet man die Krankenhaus -Direkzioneu zu Brünn,
Troppau , Olmütz , Znaim , Jglau , Hradisch und Weißkirchen hiemit zu ermächtigen , in jenen Fällen,
wo die politischen Unterbehörden von denselben unter Festsetzung eines angemessenen Termins um

die Abholungsveranlassung eines unheilbaren transportablen Kranken wenigstens zweimal
fruchtlos angegangen wurden , derlei Kranke nach erfolglosem Ablaufe des zweiten Termins ohne
weiters auf Gefahr und Kosten der Zuständigkeits -Gemeinde in die Heimat transportiren zu lassen.

Hievon werden gleichzeitig der k. k, Landeshauptmann in Troppau , die Magistrate in
Olmütz , Brünn und Troppau , ferner sämmtliche Bezirks -Behörden in Mähren und Schlesien , sowohl
zur eigenen Darnachachtnng als auch zur ungesäumten Verlautbarung dieser unter Einem auch

durch die Brünner und Troppauer Zeitung , dann durch das mährisch -schlesische Landes -Verordnungs-
Blatt kundgemachten Verfügung bei den Amtstagen mit dem Beifügen in die Kenntniß gesetzt,
daß es in Betreff der Abholung derlei langwieriger und transportabler , jedoch fremden  Kron-

ländern ungehörigen Kranken vorläufig bei der bisherigen Uebung verbleibt , wornach um die

Veranlassung einer derlei Abholungen in dem Falle , wenn von den betreffenden Zuständigkeits-
Behörden der fremden Kronländer einem dießfälligen direkten Ersuchen der hierländigen Kranken-
Anstalten nicht etwa binnen einer angemessenen Frist unmittelbar Folge gegeben werden sollte,

stets das Einschreiten unter Vorlage der Bezugsakten im Wege der k. k. Landesstelle zu machen ist.
Unter Einem werden auch die k. k. Landes -Behörden der übrigen Kronländer von der

voranstehenden Verfügung mit dem Ersuchen in die Kenntniß gesetzt, auch die dortigen öffentlichen
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Kranken -Anstalten anweisen zu wollen , langwierige , transportable , nach Mähren oder Schlesien zu-
ständige Kranke in dem Falle , wenn ein allfälliges direktes zweimaliges Einschreiten dieser Anstalten
bei den hierländigen Unterbehörden keinen Erfolg gehabt haben sollte , ohne weiters ans Gembr
und Kosten der hierländigen Zuständigkeits -Gemeinde in die Heimat transportiren zu lassen , indem
man in keinem Falle die Kosten für eine nicht gerechtfertigte übernormale Kranken - Verpflegs-
Dauer ans den betheiligten Landeswnd übernehmen könnte.

4E.
Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern

vom 28 . Mai 1861 Z. 20 .341 , Mag . Z. 58 .451,

die Beurlaubung der zu Abgeordneten gewählten Mitglieder des Lehrstandes betreffend.

Nachdem sich von Seite der zu Abgeordneten der Landes -Vertretungen und des Reichs-
ralhes gewählten Mitglieder des Lehrstandes bezüglich der dießfälligen Anwendung des Erlasses
des bestandenen y. k. k. Unterrichts -Ministeriums vom 26 . April 1850 , R . G . B . Z . 189 , nicht
gleichförmig benommen wurde , fand sich das h . k. k. Staats -Ministerium unterm 13 . Mai l . I.

Z . 3426 veranlaßt , zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges für die Zukunft Nachstehendes
zu eröffnen.

In solange nicht im Wege der Gesetzgebung eine Aendernng des obigen Erlasses einge¬

treten sein wird , wird sich daran zu halten sein , daß Mitglieder des Lehrstandes , welche zu Ab¬
geordneten eines Landtages oder des Reichsrathes gewählt werden , und ihre dießfälligen Funkzionen
nicht mit der gleichzeitigen Erfüllung der ihnen obliegenden Verpflichtungen ihres Lehramtes kumuliren

können , in Gemäßheit der obzitirten Verordnung um einen Urlaub für die Dauer der betreffenden
Session einzuschreiten haben.

Hievon wird der Magistrat zur Wissenschaft und Verständigung der Lehrkörper und zur
Darnachachtung für künftige Fälle in Kenntniß gesetzt.

4M.
Deschlnß - es Gemein - eralhes

vom 28 . Mai 1861 Z. 1111 , Mag . Z. 62 .482,

über die Grundsätze , nach welchen bedeutendere städtische Arbeiten zu vergeben sind.

Bedeutendere städtische Arbeiten sind öffentlich zur Offert -Verhandlung auszuschreiben , und
es ist in dieser Hinsicht nach folgenden Grundsätzen vorzngehen:

1. Es werden zwei Kategorien der städtischen Arbeiten festgestellt , wovon die in der ersten

Kategorie befindlichen Arbeiten einer öffentlichen Offert -Verhandlung unterzogen werden , wenn das
Einzeln -Objekt im Kostenbeträge die Summe von eintausend Gulden Oe st. Währ , über¬

steigt,  und die in die zweite Kategorie eingereihten Arbeiten zu einer solchen Offert -Verhandlung
kommen , wenn das Einzeln -Objekt die Kostensumme von fünfhundert Gulden überschreitet.
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In die erste Kategorie gehören : n) Baumeister -, k ) Steinmetz -, e ) Zimmermanns -, ä ) Ziegel¬
und Schieferdecker -, s ) Bautischler - und 1) Neupflasterungs -Arbeiten ; in die zweite Kategorie alle
übrigen in dem städtischen Tarife angeführten städtischen Arbeiten sammt den Umpflafternngs Objekten.

2 . Zur Hintangabe der bezeichnten städtischen Arbeiten soll eine allgemeine öffentliche und

schriftliche  Offert -Verhandlung eingeleitet werden , wobei in der Kundmachung auszndrücken ist:
,,daß stch der Gemeinderath die Ratifikazion  des Ergebnisses und im Falle der erfolgten
Ratifikazion die uneingeschränkte  Wahl unter sämmtlichen Offerenten Vorbehalte ."

Die Ausschreibung soll durch die Wiener Zeitung und durch Verständigung der betreffenden
Genossenschaften geschehen.

3 . Die Offert -Verhandlung hat in der bisher üblichen Weise , d. i . durch öffentliche Er¬

öffnung der versiegelten Offerte zu der schon früher festgesetzten Stunde von der hiezu bestimmten
Kommission unter Intervenirnng des Gemeinderathes stattzufinden.

4 . Die Kauzion muß dem Offerte beigeschlossen sein , ausgenommen , wenn der Offerent
eine die Summe der Kauzion übersteigende notorische  Forderung an die Kommune zu stellen hätte.

Die beigeschlossene Kauzion muß in Barem oder nach dem Tageskurse berechneten Staats¬

papieren oder in anderen öffentlichen Effekten , über deren Berechnung und Annahme jedoch die
Offert -Verhandlungs -Kommission zu entscheiden hat , bestehen.

5 . Jeder Offerent hat seinem Offerte 5 Perzent des veranschlagten Kostenpreises als

Vadium beizulegen und im Falle er Ersteher bleiben sollte , dieses Vadium auf l0 Perzent der
Erstebungssumme zu ergänzen.

6 . Diese in den Absätzen 1, 2 , 3 , 4 und 5 bestimmte Art der Offert -Verhandlung soll
auch bei der Hintangebung der städtischen knrrenten Arbeiten  eingehalten werden.

7 . Endlich behält sich der Gemeinderath vor , bei Objekten von größerer Wichtigkeit von
diesen Bestimmungen abzugehen.

4«4
Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei

vom 8 . Juni 1861 , Z . 23 .000 , Mag . Z . 63 .954,

das Gebühren-Aequivalent vom Werthe des Jagdrechtes der Gemeinden betreffend.
lieber eine von Seite der k. k. Finanz -Landes -Direkzion in Wien gestellte Anfrage in

Betreff des Gebühren -Aequivalents vom Werthe des Jagdrechtes der Gemeinden , hat das h . k. k.
Finanz -Ministerium mit dem Erlasse vom l7 . v. M . Z . 13886 — 745 bedeutet , daß auch die nach¬

trägliche Bemessung dieser Gebühr für das I . Dezennium und zwar derart zu geschehen hat , daß
der Ertrag desselben im laufenden Dezennium mit dem doppelten Betrage anznnehmen ist, wenn
derselbe nicht schon im I . Dezennium einbekannt worden sein sollte.

Eine besondere Einbekennung der Erträgnisse des Jagdrechtes Seitens der Gemeinden
erscheint für diesmal nicht erforderlich , indem die politischen Behörden , welchen die Prüfung der

Gebühren -Aequivalent -Bekenntnisse überhaupt obliegt , von den Finanz -Bezirks -Direkzionen aus die
Gebührenpflichtigkeit des Gemeinde - Jagdrechtes mit dem Ersuchen aufmerksam gemacht werden
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können , die l' -züMchen Fasflonen durch Anschnng des ilnien beknnnke » Ertrage » de» Jagdrechte»
entweder selbst zu ergänzen , oder ergänzen zu lasten.

Die übrigen äquivalent - gebührenpflichtigen Körperschaften können zur abgesonderten

Vergebührung des Iagderträgnisses nicht verhalten werden , weil dasselbe bereits bei der Werth¬
ermittlung nach dem Reinerträge der dieser Gebühr unterliegenden Objekte in Anschlag gebracht

erscheint.
Belangend die Einkommen Besteuerung des Gemeinde -Jagdrecht -Ertrages hat das k. k.

Finanz Ministerium auf dessen Erlaß vom 17 . Mai 1853 Z . 14 .866 - 1476 gewiesen , welcher dahm
lautet , daß der Gewinn , welchen die Besitzer von Jagdgerechtigkeiten entweder durch den Betrieb

derselben in eigener Regie oder durch die Verpachtung des Betriebes beziehen , der Einkommen¬
steuer nicht besonders zu unterziehen ist , da bei dem nahen Verhältnisse , in welchem die Jagd-

Industrie zur Landwirthschaft steht , der Jagdnutzen mittelbar  schon durch die Grundsteuer und
den Zuschlag zu derselben getroffen wird.

Dagegen kann es keinem Zweifel unterliegen , daß der Gewinn der Pächter aus dem Be¬
triebe der Jagdgerechtigkeit , nach § . 4 des Einkommensteuer - Patentes der Einkommensteuer
in der I . Klasse unterstehe . _ _

A n h a n g.

Das k. k. Kreisamt in Szilügy - Somlyo , das rein politische Bezirksamt in Zilab,

ferner die gemischten Bezirksämter Tasnüd , Szilügy - Oseh , Zovüny in Jpp und Szilngv-

Somlyo sind mit 30 . v. M . aufgelöst worden , nachdem sich die Komitats -Behörden der beiden dem

Königreiche Ungarn reinkorporirten Komitate Kraszna und Mittel - Szolnok konstitnirt und ihre
Amtswirksamkeit begonnen haben.

(Erlaß der k . k. n . ö. Statthaltern vom 13 . April 1861 Z . 14 .395 , Mag . Z . 41 .31 .r.)

Das gemischte Nagy Somkuter k. k. Bezirksamt in Berksz hat mit 4 . April 1861 seine

Funkzionen eingestellt , nachdem sich die Distrikts -Behörde des dem Königreiche Ungarn reinkorpo¬
rirten Distriktes Kövär konstitnirt und ihre Amtswirksamkeit begonnen hat.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 21 . April 1861 Z . 15 .925 , Mag . Z . 46 .149 .)

Nach der an die k. k. n . ö . Statthalterei gerichteten Zuschrift der hiesigen k. k. Finanz-

Landes - Direkzion vom 16 . März d. I . Z . 5139 sind in Folge Finanz -Ministerial -Erlasses vom

7 . März l . I . Z . 71 .419 die nach § . 90 der neuen Gewerbeordnung zwischen Lehrherren
und den minderjährigen Lehrlingen  geschlossenen Verträge  in Absicht auf die Gebubr

als entgeltliche  Verträge über Dienstleistungen zu behandeln , und die sogenannten Aufgeding-

scheine,  wenn sie ausgestellt werden , der in der Tarifpoft 116 6 festgesetzten Gebühr unterworfen.

(Erlaß der k. k. n . ö . Slnllhallerci vom 29 . April 1861 Z . 11 .601 , Mag . Z . 47 .753 ) .

Nach dem Absätze 3 des Finanz - Ministerial - Erlasses vom 24 . August v. I . Z . 46 .640

(s. Mag . Verordnungsblatt S . 255 ) sind die unmittelbare n Gebühren,  welche in Folge
a . h . Ermächtigung vom 22 . April 1860 aus Anlaß eines Gewerbsantrittes  oder einer handels¬

gerichtlichen Firma - Protokollirung  zu entrichten sind , in die Empfang -Register der direkten



26

Stenern abgesondert in einer eigenen Kolonne einznstellen nnd in der Verrechnung gleich einer
besonderen Gattung der direkten Steuern zu behandeln.

Da nun der löbliche Magistrat alle seine direkten Steuern an keine Sammlnngskasse,

sondern unmittelbar an die n . ö. Landeshauprkasse  in Abfuhr zu bringen bat,  so werden
laut des Erlasses der k. k. österr . Finanz -Landes -Direkzion vom 7. Mai 1861 Z 7081 auch die
in Rede stehenden Gebühren als eine besondere Gattung direkter Steuern  von der

gedachten Landeshauptkasse mit den übrigen Steuergeldern zu übernehmen sein.
Die von der städtischen Steuerkasse dahin geleisteten Abfuhren werden jedoch nach dem

4 . Absätze jener Vorschrift gehörig anszuweisen sein.

(Note der k. k. Steuer - Adminislrasion in Wien vom 15 . Mai 1861 Z . 2772 , Mag . Z . 52 .766 .)

Bisher sind die eingehenden Militärdienst - Befreiungs - Taxen  in Folge h. Finanz-
Ministerial -Erlasses vom 1. April 1856 Nr . 4770 (s. Verordnungs -Blatt I . Bd . S . 149 ) unmit¬
telbar an die k. k. n . ö. Landeshauptkassa I . Abtheilung abgesührt worden.

Zufolge der mit dem k. k. Finanz -Ministerial -Erlasse vom 26 . März l . I . Z 15 .461
erflossenen Jnstrnkzion bezüglich der Einhebung und Verrechnung der Militär -Dienst Befreiungs-

Taxen hat aber laut Punkt 7 derselben die Durchführung der Taxbeträge bei den bezüglichen
Landeshauptkassen nicht mehr stattzufinden , sondern es sind diese Taxen nun bei der hiesigen
k. k. Bezirks -Sammlungskassa zu erlegen i . s . an dieselbe abzuführen.

(Note der k. k. n . ö. Landeshauptkassa vom 28 . Mai 1861 Z . 4969 , Mag . Z . 58 .222 .)

Das Ministerium für Handel - und Volkswirthschaft hat auf Grundlage der gepflogenen

Erhebungen auszusprechen befunden , daß die Tafel - oder Tarirwagen — sowohl nach dem
Systeme des Professors Poberval als nach jenem des Professors Klingenfeld — wegen deren

geringeren Empfindlichkeit und größeren Ungenanigkeit für den öffentlichen Verkehr nicht zuge¬
lassen werden können.

Hierdurch bleibt die Anwendung dieser Wagen für eigene Kontrolls -Zwecke selbstverständlich
unberührt.

(Erlass der k. k. n . ö. Statthaltern vom 15 . Juni 1861 Z . 24 .241 , Mag . Z . 76 .037 .)

Die zu Folge a . h . Handschreibens vom 29 . März l . I . reaktivirte k. k. Landes be-
hörde für das Herzogthum Schlesien  hat mit dem ststemmäßig der früher bestandenen
k. k. schlesischen Landes -Regierung zukommenden Wirkungskreise , in der gegenwärtigen , mit dem
Erlasse des k. k. Staats -Ministeriums vom 19 . April d . I . Z . 2310 genehmigten provisorischen

Zusammensetzung ihre Wirksamkeit bereits begonnen.
(Erlass der k. k. n . ö. Statthaltern vom 21 . Juni 1861 Z . 24 .926 , Mag . Z . 96 .100 .)

Die ärztlichen Zeugnisse , mit welchen die Gesuche der städtischen Beamten um die Be¬
willigung von Gehalts - Vorschüssen und Aushilfen  belegt werden müssen , dürfen in

der Folge nur dann berücksichtigt werden , wenn dieselben vom Stadtpbysikus ausgefertigt oder be¬
stätigt worden sind.

(Beschluß des Gemnnderathes vom 8 . Juli 1861 Z . 1894 , Mag . Z . 77 .199 .)

-ledigirt vom Magistrate . — Wie » , gedruckt bei C . Gerotd 's Solm.



Verordnungsblatt
für den

Magistrat derk. k. NrichHaupt- und Residenzstadt Wien.

.v in Jahrgang 1861.
erschien am 10 . September 1861.

4V5.
Verordnung der k. k. n. ö. Slatthaiterei

vom 22 . Juii 1861 Pr . Z . 2398 , Mag . Z . 78 .932,

bezüglich der Uebergabe des n. ö. Landesfondes an den n. ö. Landesausschuß, dann
hinsichtlich des Grundentlastungs - und des Straßenkonkurrenz- Fondes und über den

Geschäfts-Verkehr bei den diese Fonde berührenden Angelegenheiten.

Mit Rücksicht auf die Bestimmungen der n . ö. Landesordnuug vom 26 . Februar 1861,
daun in Gemäßheit des zwischen der k. k. n . ö. Statthalterei und dem n . ö . Landesausschusse
unterm 8 . Juni 1861 getroffenen und vom k. k. Staatsministerium genehmigten Uebereinkommens

wird der n . ö. Landesfond  am 31 . Juli 1861 an die n . ö. Landesvertretung , beziehungsweise
an den n . ö. ' Landesausschuß übergeben werden , welcher sonach mit I . August 1861 in die Ver¬
waltung und Verwendung dieses Fondes tritt.

Was den  Grundentlastungsfond betrifft , so wird der Zeitpunkt , mit welchem derselbe
von der Landesvertretung in die Verwaltung übernommen wird , später bekannt gegeben werden.

Belangend endlich die unter dem Namen vonStraßenkonkurrenz - Fonden  bestehen¬
den vier Kreisfonde zu Wr . Neustadt , Krems , Korneuburg und St . Pölten , so können dieselben
nach Weisung des h . Staatsministerinms nicht dem Landesfonde gleichgehalten werden , und es
tritt demzufolge in der bisherigen Verwaltung derselben vor der Hand keine Aendernng ein.

Hievon werden die k. k. Bezirksämter , der Magistrat dex k. k. Reichshaupt - und Residenz¬
stadt Wien , die k. k. n . ö. Landesbau -Direkzion für sich und die ihr unterstehenden Bauämter , die

k. k. n . ö. Staatsbuchhaltung , die k. k. n . ö. Landeshauptkassa , die k. k. Sammlungskassen und k. f.
Steuerämter in Kenntniß gesetzt.

Insbesondere werden anläßlich der bevorstehenden Uebergabe des Landesfondes — die k. k.

Bezirksämter , der Wiener Magistrat , dann die k. k. n . ö . Landesbau -Direkzion , resp . die Bauämter
angewiesen , die ihnen bisher in Angelegenheiten des Landesfondes und der aus demselben dotirten

Objekte obgelegenen Geschäfte auch nach dem 31 . Juli 1861 in der bisherigen Weise fortznführen,
und haben sie vom 1. August 1861 an jene Eingaben , welche in diesen Angelegenheiten bisher an
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die Statthalterei zu richten waren , an den n . ö. Landes -Ausschuß zu richten und den Dispostzionen
desselben in gleicher Weise zu entsprechen , wie dies bisher rücksichtlich der Statthalterei -Erlasse der
Fall war.

Was namentlich das Schul - und Vorspannswesen  betrifft , so werden die k. k.

Bezirksämter und der Wiener Magistrat angewiesen , alle — das Ökonomische , die Geldgebarung
und Verrechnung betreffenden Eingaben , welche bisher an die Statthalterei zu leiten waren , vom

I . August 1861 an den n . ö . Landes -Ausschuß zu richten.
Die k. k. Steuerämter , sowie die k. k. Sammlungskaffen werden angewiesen , ihre Wirk¬

samkeit in Angelegenheiten des Landesfondes in der bisherigen Weise sortzusetzen , daher die Landes¬
fonds -Zuschläge und sonstigen Landessonds -Einnahmen wie bisher an die k. k. n . ö. Landeshaupt¬
kassa abzuführen , und wenn sie Zahlungen für den Landesfond geleistet haben , dieselben der k. k.
n . ö. Landeshauptkassa zuzurechnen.

Die k. k. n ö. Landeshauptkassa wird am 31 . Juli 1861 die Journale des Landesfondes ab-

fchließen , und die sich ergebenden Kassareste an Geld , Werthpapieren und Urkunden an das Landes-
Obereinnehmeramt übergeben.

Die vom 1. August 1861 für Rechnung des Landesfondes eingehenden Beträge wird die
k. k. n . ö. Landes -Hauptkassa am Schluffe jedes Monates an das Landes -Obereinnehmeramt abführen

und hingegen auch bei demselben den Ersatz für die allenfalls für den Landesfond im Vergleich

zu den Einnahmen aus den Staatsgeldern geleisteten Mehrzahlungen erheben.
Auch die k. k. n . ö. Staatsbuchhaltung wird ihre bisherige ämtlicke Wirksamkeit in An¬

gelegenheiten des Landesfondes bis auf Weiteres fortsetzen , jedoch vom 1. August 1861 diesfalls
mit dem Landesausschusse verkehren.

Hiebei wird jedoch noch insbesondere aus den hohen Ministeriell Erlaß vom ? 9 . Jnni 1861

Z . 4534 ( Statth . Pr . Z . 2259 ) gewiesen , laut dessen der wechselseitige Verkehr  zwischen
dem Landesausschusse und den l . f. Behörden mittelst Zuschriften,  u . z. im Wege des Landes-

Ehefs mMIo volnnti stattzufinden hat.
Dies wird zur Wissenschaft und Richtschnnr , so weit hiedurch der dortämtliche Wirkungs¬

kreis berührt wird , mitgetheilt.

4W.
Note der k. k. Stcucca - miniltrario» in Wien

vom 24 . Juli 1861 Z . 4355 , Mag . Z . 81 .759,

die Besteuerung der Privilegiums -Inhaber betreffend.

Laut des von der k. k. Finanz - Landesdirekzion unterm 22 . Juli d. I . Z . 13 .679 er¬

öffnten h . Finanzministerial -Erlasses vom 21 . Juni d. I . Z . 4063 ist derjenige (Inländer oder
Ausländer ) , welchem ein österreichisches Privilegium auf eine Erfindung oder Entdeckung im Ge¬
biete der Industrie verliehen wird , aus dem Titel  der Erlangung des Privilegiums allein,

zur Entrichtung einer Erwerbsteuer nicht verpflichtet , und es hat daher auch die Bemessung einer
Erwerbsteuer aus diesem Titel allein und ohne vorausgegangene Vernehmung der Partei über

den beabsichtigten Gebrauch des Privilegiums nicht einzutrelen.
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Die Steuerbehörde ist aber verpflichtet , den Privilegiums - Besitzer (Inländer oder Aus¬

länder ) gleich nach dessen Erlangung zur Erklärung über die Absicht des Betriebes Behufs der für
den Fall des beabsichtigten Betriebes vorschriftsmäßig zu pflegenden Erwerbfteuer -Bemessung vor¬

zufordern.

407.
Erlaß der k. k. n. a. Statthalterei

vom 10. August 1861 Z. 28 .556 1 Mag . Z. 90 .775,

nach welchem die Zulassung der Ausländer zum selbstständigen Gewerbbetriebe den
politischen Landesbehörden übertragen wurde.

Laut des h . Erlasses vom 9 . Juli d. I ., Z . 4362 , fand sich das k. k. Staatsministerium

im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium für Handel und Volkswirthschaft bestimmt , zur Ab¬

kürzung des Geschäftsganges im Interesse der betheiligten Parteien , die im tz. 10 der Gewerbe¬
ordnung vom 20 . Dezember 1859 dem Ministerium des Innern vorbehaltene Entscheidung über
die Zulassung von Ausländern  zum selbstständigen Betriebe einer Gewerbs -Unternehmung
in Oesterreich —den  politischen Landesbehörden  im Delegazions -Wege zu übertragen.

Die k. k. Statthalterei wurde demnach ermächtigt , die gedachte Zulassung eines Ausländers

mit Beachtung der obwaltenden politischen und polizeilichen Rücksichten von Fall zu Fall im Namen
des Staatsministerinms ausznsprechen ; wovon der Magistrat hiermit in Kenntniß gesetzt wird.

408.
Note der k. k. S'teucra- iiiniistrazion in Wien

vom 21 . August 1861 Z. 5269 , Mag . Z. 90 .553,
mit welcher die Vorschrift , in welchen Fällen bei Abschreibung von Erwerb - oder Ein¬
kommensteuer -Resten — Rekurs - oder Nachsichts -Tabellen anznwenden sind , in Erinnerung

gebracht wird.

Mit dem h. Finanz -Landes - Direkzions -Erlasse vom 8 . Dezember 1859 Z . 30 .033 wurde
angeordnet , daß die Anfertigung der Rekurs - Tabellen  auf jene Fälle zu beschränken sei, wo es
sich um eine bleibende Herabsetzung der Erwerbsteuer  oder um die Nachsicht oder

Abschreibung solcher Erwerb-  oder Einkommensteuer - Reste  handelt , deren Betrag
l0 fl. 50 kr . und beziehungsweise 3 fl. 50 kr. überschreitet.

Dieser h. Erlaß wurde dem löbl Magistrate mit hierortiger Note vom 3 . Jänner 1860

Z . 6749 mit dem Beisatze bekannt gegeben , daß hiernach alle Nachsichts -Anträge auf Abschreibung
der Erwerbsteuer Beträge pr . 5 fl. 25 kr. und 10 fl. 50 kr. , und der Einkommensteuer pr . 3 fl. 50 kr.,
wenn dieselben von dem Pfändungs -Kommissär , dem Gemeinde - und Innungs -Vorstände , und bei
Todesfällen von der Abhandlungs -Instanz als uneinbringlich erklärt werden , in die Nachsichts-

Tabelle  auszunehmen sind . Ungeachtet nun dieses Ansuchen mehrmals und zwar insbesonders mit

hierortiger Note vom 21 Februar 1861 Z . 868 wiederholt in Erinnerung gebracht wurde , so
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wurden dennoch fortan auch die oben erwähnten geringeren Steuernachlässe sehr oft in die Rekurs-
Tabellen statt in die Nachsichts -Ausweise ausgenommen.

Dieser Vorgang hat einerseits eine größere Mühewaltung jenseits und Hieramts zur
unabweislichen Folge , anderseits wird eine Menge Drucksorten zum Nachtheile des Aerars verwendet,

auf dessen Abwendung , so wie auch auf Vereinfachung dieser stereotypen Amtshandlungen es übrigens
mit der gedachten Anordnung vorzugsweise abgesehen ist.

Da nun in neuester Zeit und zwar mit dem h. Finanzministerial Erlasse vom 24 . Juli
d . I . Z . 1245 der Steuer -Administrazion die möglichst größte Ersparung der Drucksorten zur beson¬
deren Pflicht gemacht wurde , so steht man sich zu dem wiederholten Ersuchen veranlaßt , der löbl.
Magistrat wolle von nun an mit allem Nachdrucke  im Wege eines Zirkulares an sämmtliche
jenseitigen betheiligten Departements gefällig dahin wirken , daß die An fertigung der Rekurs-

Tabellen aus die oben bezeichneten Fälle beschränkt,  und insbesondere in allen jenen
Fällen strenge vermieden werde , wo es sich nicht um die Herabsetzung einer Steuer , sondern lediglich

und allein um die Nachsicht ganzer oder halber Erwerb - und Einkommen -Steuerreste im Betrage
von 2 fl. 62 '/r kr. , 5 fl. 25 kr. , 10 fl. 50 kr. , 1 fl . 75 kr. und 3 fl. 50 kr. handelt.

4W.
Verordnung des MagUrnles

vom 22 . August 1861 , Mag . Z . 88 .117,

daß bei Gewerbs -Anmeldungen , Konzessions -Verleihungen und Privilegiums -Verhand¬

lungen zugleich die Zuständigkeit des Bewerbers erhoben und die hierauf bezüglichen
Daten vorgemerkt werden sollen.

Ueber Veranlassung des Herrn Referenten des Zentral - Stener -Departements werden dem

Konskripzions -Amte seit Jänner 1861 die Verzeichnisse der neu besteuerten Gewerbs - und Privilegien-
Jnhaber mit der Weisung zugefertigt , die Zuständigkeit sämmtlicher darin aufgeführten Parteien
genau zu erheben und zu bestätigen.

Nachdem aber diese Konstatirung der Zuständigkeit bei dem Mangel näherer Daten größten¬
teils nur im kommissionellen Wege durch persönliche Einvernahme der Parteien mit Erfolg durch¬

geführt werden kann , und das Verfahren mit Rücksicht auf die große Anzahl der Gewerbsinhaber
nicht nur mit vielem Kraft - und Zeitaufwande verbunden ist , sondern auch , wie die Erfahrung
lehrt , zu vielen Unzukömmlichkeiten und Beschwerden Anlaß gibt , so dürfte es zur Abkürzung des
Geschäftsganges und im Interesse der Parteien am einfachsten und zweckmäßigsten erscheinen , wenn

gleich in dem betreffenden Gewerbs -Departement , wo die Anmeldung und Verleihung der Konzession
erfolgt , der Nachweis über die Zuständigkeit der Steuerpflichtigen abverlangt und die Zuständigkeit

selbst in dem bezüglichen Protokolle vorgemerkt würde , gegen welche Manipulazion um so weniger
ein Bedenken obwalten kann , als der § . 27 der Wiener Gemeinde -Ordnung vom Jahre 1850 , der
§ . 8 der paßpolizeilichen Vorschriften vom 15 . Februar 1857 , die Note der k. k. Polizei -Direkzion
vom 9 . September 1859 Z . 24 . 174 (Mag . Z . 98 .180 ) , dann die §§ . 20 und 38 des Volkszählungs-



31

Gesetzes vom 23 . März 1857 , ein solches Verfahren nicht nur vollkommen rechtfertigen , sondern
auch im öffentlichen und Gemeinde -Interesse dringend gebiethen ; endlich aber die im tz. 14 des
Gewerbe -Gesetzes geforderte Staatsangehörigkeit  wohl schwerlich auf andere Weise konstatirt
werden kann , als durch ein Heimats -Dokument , indem der Geburtsschein nur beweiset , daß Jemand

in einem bestimmten Orte geboren wurde , keineswegs aber , daß er auch dahin zuständig sei.
Das eigentliche Verfahren würde sich im Wesentlichen demnach darauf beschränken , bei

jeder Gewerbsanmeldung , Verleihung einer Konzession oder Privilegiums -Verhandlung auf die Bei¬
bringung des Heimats -Dokumentes zu dringen und in dem Protokolle die Art des Dokumentes

(als Heimatschein , Paß , Legitimazionskarte , Arbeitsbuch , Wanderbuch rc. , in welchem jedoch die
Heimats -Gemeinde ersichtlich sein muß ) , den Tag , Monat und das Jahr , die Dauer  des

Dokumentes , die Geschäftszahl,  und endlich die Zuständigkeits - Gemeinde  genau anzu¬
merken , und auch auf der Anweisung  zur Steuerzahlung beizusetzen , ob Kontribuent als ein¬
heimisch  oder fremd  anzusehen sei , weil auf Grund dieser Anweisungen im Steuerkataster und

in den dießfälligen Verzeichnissen der besteuerten Gewerbs - Inhaber sobin die Vormerkung ge¬
pflogen wird.

Sollte der Kontribuent in Wien geboren und nicht notorisch hieher zuständig sein , oder
über seine Zuständigkeit einen Ausweis nicht besitzen , oder letzterer bereits erloschen sein , so wäre

in kurzem Wege die Aeußerung des Kouskripzions -Amtes einzuholen (welches unter Einem ange¬
wiesen wird , derlei Aeußerungen längstens binnen 48 Stunden zu erstatten und im nöthigen
Falle zugleich um ein Heimats -Dokument einzuschreiten ) oder im Falle die Zuständigkeit zweifelhaft
erscheint , das Konskripzions -Departement unbeschadet der Gewerbsverhandlung abgesondert  auf
einem gewöhnlichen Referatsbogen im kurzen Wege durch das Einreichungs -Protokoll Bedufs der
Feststellung der Zuständigkeit unter Beisetzung des Namens , Alters , Charakters , Wohnortes und
allfalliger sonstiger bekannter Daten in Kenntniß zu setzen, in welch' letzterem Falle , falls die öster¬
reichische Staatsbürgerschaft außer Zweifel gestellt ist, die Gewerbsverhandlung selbstverständlich keine
Verzögerung erleiden würde.

Die Bürgerrechts -Verleihungen wären wie bisher im Sinne der Magistrats -Verordnung
vom 6 . November 1857 Z 73 .820 mittelst besonderer Verständigung an das Konskripzions -Amt
und mittelst Viäsut an das Steueramt zu leiten , und durch letzteres dem Steuerkataster zur Vor
merkung bekannt zu geben.

Von dieser Anordnung und dem dießfalls zu beobachtenden Verfahren werden die sämmt-
lichen Herren Departements -Vorsteher mit Bezug auf die Magistrats -Verordnung vom 27 . Jänner 1859
Z . 8239 zur Wissenschaft und Darnachachtung in vorkommenden Fällen mit dem Bemerken in Kenntniß

gesetzt , daß wegen Verständigung des Zentral -Steuer -Departements und des Konskripzions -Amtes
unter Einem das Nötbige veranlaßt wird.

Anhang.
Das k. k. Haupt -Punzirungs -Amt hat aus Anlaß einer demselben zugekommenen Mitteilung

über die seit dem Tage der Wirksamkeit des neuen Gewerbegesetzes eingetretene Vermehrung der
Gold - und Silberarbeiter -Gewerbe nachfolgendes Ansuchen an den Magistrat gerichtet:
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Nachdem die Gold - und Silberarbeiter in den deutsch -slavischen Kronländern der kaiserlich

österr . Monarchie bezüglich ihres Gewerbsbetriebes unter der Kontrolle der Punzirunqs-
Behörden  stehen , und nach Anordnung des Punzirungs -Gesetzes vom 6. März 1824 bei dem be¬

treffenden Pnnzirungsamte , unter Abgabe eines Abdruckes ihres Namens - Punzens oder Fabriks¬

zeichens gehörig verzeichnet sein müssen , — die von der löblichen Gewerbsbehörde autorisirten
Gold - und Silberarbeiter aber Hieramts gänzlich unbekannt sind , und sich sonach der Lmtlichen

Kontrolle vollständig entziehen ; so beehrt man sich unter Beziehung auf den 8 . Abschnitt des aller¬
höchsten Einführungs - Patentes der neuen Gewerbe - Ordnung vom 20 . Dezember 1859 und mit
Rücksicht auf die bestehenden Punzirungs -Vorschriften , die löbliche Gewerbsbehörde dienstfreundlichst

zu ersuchen , die Namen und die Wohnungen der seit dem  1 . Mai  1860 bis znm
heutigen Tage mit Gew erb sscheinen betheilten , so wie auch der in Folge

zu betheilenden Gold - und Silber arbeiter  gefälligst anher mittheilen und die letzteren
zugleich anweisen zu wollen , sich unter Vorweisung des erhaltenen Gewerbsscheines und Beibringung
ihres Namens -Punzens zum Behufe der vorschriftsmäßigen Vormerkung und Abdrückung des Namens-

Punzens , nachträglich bei dem gefertigten Amte gehörig anzumelden.
(Note des k. k. Haupt -Punffrungs -Amtes Wien vom 4. Juli 1861 Z. 96 , Mag . Z. 71 .423 .)

Den Abschreibungs -Anträgen für Steuerrückstände aus früheren Jahren  sollen

in Folge Auftrages der k. k. Finanz - Landes - Direkzion vom 24 . Juni l . I . Z . 13 . 168 jedesmal

auch die bezüglichen Psändungs -Relazionen beigeschlossen werden.
(Note der k. k. Stcuer -Administrasson für Wien vom 9. Juli 1861 Z. 4045 , Mag . Z. 77 .158 .)

Das k. k. Ministerium für Handel - und Volkswirtschaft hat laut Erlasses vom 17 . Juli

1861 Z . 1293 genehmigt , daß die Zimmer maler  für sich allein eine Genossenschaft bilden , die
Tapeten - und die Buntpapier - Erzeuger  nebst den anderen in Post 25 der Statthalterei-

Verordnung vom 8 . September 1860 genannten Gewerbsleute aber in eine zweite Genossen¬

schaft zusammentreten.
(Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterci vom 22 . Juli 1861 Z. 29 .963 , Mag . Z. 80 .465 .)

Da nach der bisherigen Erfahrung die Reinigung der Fenster  in den Halbgeschossen
und den oberen Stockwerken der Häuser gewöhnlich in den Fensterbrüstungen mit auf die Straße

vorhängendem Körper verrichtet wird , und dabei viele Unglücksfälle vorgekommen sind , so wird
über die von der h. k. k. n . ö. Statthalterei mit Erlaß vom 31 . Juli l . I . Z . 29 .887 erfolgte

Zustimmung diese gefährliche Art der Fensterreinigung strenge untersagt , und dem Quartier -Inhaber

zur Pflicht gemacht , das Aushängen und Einhängen der Fensterflügel sowohl auf der Gassenseite,
als auch im Innern des Haushofes , nur durch ganz verläßliche männliche Individuen

vornehmen , und die Reinigung der Fenster nur im Innern des Hauses verrichten zu lassen.
Jede Außerachtlassung dieser Vorschrift wird nach den Bestimmungen der kaiserl . Ver¬

ordnung vom 20 . April 1854 an jenen Individuen , welche diese Arbeit vorschriftswidrig ohne,
oder gegen den Auftrag ihrer Dienstherrschaft oder des Wohnungs -Inhabers verrichten , dann auch
an dem Dienstherrn oder Wohnungs Inhaber in dem Falle geahndet , wenn die gefährliche Arbeit
in seiner Gegenwart geschah, von ihm geduldet oder angeordnet worden ist.
(Kundmachung der k. k. Polftei -Direkffon vom 13 . August 1861 Z. 12 .477 , Mag . Z. 60 .118 .)

Rediglrt vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei C . Gerold ' S Sohn.
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41 «.
Erlaß - er k. k. n. ö. Statthalterei

vom 19 . August 1861 Z . 34 .404 ) Mag . Z . 93 .622)

die Zusammensetzung der Stellungs -Kommissionen bei der Heeresergänzung betreffend.

Laut h. Erlasses des k. k. Staatsministeriums vom 14 . August l . I . Z . 16 .205 haben

Seine k. k. apost . Majestät mit der a . h . Entschließung vom 19 . Juli 1861 allergnädigst anzu-
vrdnen geruht , daß — wie dieß bei der letzten Heeresergänzung versuchsweise geschehen ist — auch in
Zukunft den Stellungs -Kommissionen weder Wahloffiziere der Jäger , Kavallerie und Artillerie , noch
kriegskommissariatische Organe beigegeben werden.

Hiernach ist der § . 47 des Amtsunterrichtes zum Heeresergänzungs -Gesetze zu berichtigen.

411 .
Note - er k. k. Steuera - mimsLrazion für Wien

vom 22 . August 1861 Z . 5038 ) Mag . Z. 92 .716)

mit welcher eine Iuformazion über deu Vorgang bei der Steuer - Eintreibung

in Konkursfällen — mitgetheilt wird.

In Verfolg des vom löbl . Magistrate unterm 27 . Februar 1860 Z . 4377 gestellten Ersuchens

um Ertheilnng einer Jnformazion über den Vorgang bei der Steuer -Einbringung in Konkurs-
sällen — hat man über früher eingeholte Zustimmung der k. k. Finauz -Laudes -Direkzion mit der
hiesigen k. k. Finanz -Prokuratur das Einvernehmen gepflogen , resp . das Rechtsgutachten derselben
über die gestellten einzelnen Fragepunkte eingeholt , und es wird nunmehr dem löbl . Magistrate
Nachstehendes mitgetheilt , und zwar:

A . Nücksichtlich des Konkurs - Verfahrens.
1. Vor Allem maßgebend ist die Bestimmung des Hofdekretes vom 3 . Februar 1821

Z . 1737 , wornach nur die , vor Eröffnung des Konkurses verfallenen Steuern bei der Konkurs -Instanz



anzumelden , die nach der Konkurs Eröffnung auflaufenden Steuer -Rückstände hingegen von dem
Konkursmasss -Verwalter über Anforderung der Steuerbehörde zu berichtigen , und in der Rechnung
über die Verwaltung der Konkursmassa zu verausgaben sind.

Es hat daher die Anmeldung der , vor der Konkurs -Eröffnung fällig gewordenen Steuer-

beträge jederzeit rechtzeitig  im Wege der k. k. Finanz -Prokuratur zu geschehen ; dagegen ist in
dem Falle , wenn etwa noch vor der Konkurs -Eröffnung von Seite der städtischen Eintreibungs -Organe
eine politische Pfändung  beweglicher Güter des Steuerrestanten oder die Beschlagnahme allfälliger
Forderungen desselben vorgenommen , jedoch die Hinwegnahme und Veräußerung der gepfändeten
Objekte oder die Einbringung der mit Beschlag belegten Forderungen nicht ausgeführt wurde , das
begonnene politische Exekuzions -Verfahren sogleich zu sistiren , und sind somit die Hinwegnahme der
gepfändeten Objekte oder die weiteren Schritte bezüglich der mit Beschlag belegten Objekte nicht
mehr zu vollziehen.

2 . Zn Fällen , wo der gewerbetreibende Kridatar zugleich auch der Besitzer von Realitäten
oder Kapitalien und sonstigen Forderungen ist , kann zum Behufs der Hereinbringung der nach der

Konkurs -Eröffnung fällig werdenden Steuern , insoferne selbe auf dem Gewerbe oder dem Bezüge
von Interessen und Reuten ruhen , bei einer Zahlungsweigerung  des Konkursmasss -Ver¬
walters unbeschadet der Rechte der Gläubiger und ohne gerichtliche Zustimmung auch aus die
aus den Realitäten oder einer Forderung fließenden Geld - oder Natural-

Nutzungen  des Kridatars die politische Exekuzion geführt werden , indem die nach Eröffnung des
Konkurses erlaufenden Steuern nicht Forderungen gegen den Kridatar , sondern gegen die Konkurs¬
massa sind.

Es können daher vor allen Gläubigern , die nach der Konkurs -Eröffnung fällig gewordenen
Steuern , im Falle der Konkursmasss -Verwalter der ihm zufolge Hofdekretes vom 3 . Februar 1821

Z . 1737 obliegenden Verpflichtung zur Entrichtung dieser Steuerreste über Aufforderung nicht
entsprechen sollte , auch im Wege der politischen Exekuzion aus allen Bestandtheilen

der Konkursmasse  eingebracht werden , und es werden hiedurch die Rechte der Gläubiger des
Kridatars keineswegs verletzt . Ist daher z. B . ein im Konkurse befindlicher Hausbesitzer,  der
zugleich eiu Gewerbe betreibt , mit der Erwerb - und Einkommensteuer vom Gewerbe , oder ein

Kapitalienbesitzer  mit der Einkommensteuer von den Interessen im Rückstände , so kann aller¬
dings , wenn der Massaverwalter die Steuerzahlung unterläßt , auch eine Beschlagnahme der Geb äude-

Nutzungen  und beziehungsweise der Kapitals - Interessen  von dem löbl . Magistrate ver-
fügt werden.

3 . Bei der Frage , ob politisch - exekutive Schritte auch dann zulässig sind , wenn der Be¬

trieb des Gewerbes dem Kridatar nach Eröffnung des Konkurses für eigene Rechnung zusteht
oder überlassen wird , und derselbe wegen Armnth oder Mangels an pfändbaren Effekten , welche

gewöhnlich Eigenthum der Konkursmasse sind , zur Zahlung im politischen Wege nicht gezwungen
werden kann , insbesondere , ob in solchen Fällen auch gegen die Konkursmassa  und bezüglich
der in dieselbe fließenden Nutzungen oder der zu ibr gehörigen Aktiva die politische Exekuzion
in Ansehung der nach der Konkurs - Eröffnung fällig  werdenden , auf dem Gewerbe ruhenden

Steuern ohne gerichtliche Zustimmung geführt werden könne , ist zwischen Real - und Personal-
Gewerbe zu unterscheiden.
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Bei den — einen Bestandteil der Konkursmasse bildenden Realgewerben  kann die Ueber-

lassung des Gewerbes an den Kridatar zum Fortbetriebe auf eigene Rechnung nur auf Gefahr
der Konkursmassa  geschehen ; sie ist daher in erster Linie dem Aerar für die auflaufenden
Steuern verantwortlich , und es kann daher gegen sie im Falle der Zahlungsunvermögenheit des

Kridatars auch im politischen Wege eingeschritten werden , wofür ihr nur der Regreß an den
Kridatar Vorbehalten bleibt.

Bei den Personalgewerben  hingegen , welche auf die Person des Kridatars beschrankt

sind , und über welche daher der Konkurs -Massa keine Verfügung zusteht , haftet für die erlaufenden
Steuerrückstände , im Falle der Kridatar das Gewerbe fortbetreibt , nur er persönlich,  und es

kann daher zur Berichtigung derselben auf das Konkurs -Vermögen nicht gegriffen werden , es wäre
denn , daß der Konkursmassa aus dem Gewerbsbetriebe  des Befugten noch ein fernerer

Nutzen zngeflossen wäre . (Hofdekret vom 12 . Juli 1842 Z . 19 .555 . )

4 . Was die Frage betrifft , ob gegen ein exekutives Vorgehen kein Anstand abwaltet , wenn

nach Eröffnung des Konkurses das Geschäft nicht betrieben wird,  gleichwohl aber die Steuer

wegen unterlassener Geschäftszurücklegung entrichtet werden muß , — so ist vorerst zu erörtern , in
welchen Fällen überhaupt der Konkursmassa eine Erwerbsteuer wegen unterlassener Geschäftszurück¬

legung auferlegt werden kann . Nach §. 15 des Erwerbsteuer -Zirkulars vom 15 . Februar 1813,
dauert die Verbindlichkeit zur Zahlung der Erwerbsteuer selbst bei dem Nichtbetriebe des Gewerbes

bis zu dessen gänzlicher Zurücklegung fort , und es wurde mit dem Hofdekrete vom 7 . August 1817
Z . 18 .401 verordnet , daß auch in Konkursfällen die Erwerbsteuer wegen Nichtbetrieb des Gewerbes

und unterlassener Geschäftszurücklegung zu entrichten ist . Mit dem Hofkanzlei - Dekrete vom
12 . Juli 1842 Z . 19 .555 wurde aber die Bestimmung getroffen , daß die Erwerbsteuer für die

Personal -Gerechtsame des Kridatars bei dem Umstande , als die Personal -Gewerbe auf die Person
der Befugten beschränkt sind , folglich auch nur diese , so lange ihre Befugnisse bestehen , als Steuer¬
pflichtige angesehen werden können , von dem Konkursmassa -Vertreter und Vermögens -Verwalter mit
Anwendung von Zwangsmaßregeln nicht gefordert werden könne.

Es ist also das Hoskanzlei -Dekret vom 7 . August 1817 Z . 18 .901 durch das nachgefolgte

Hofkanzlei -Dekret vom 12 . Juli 1842 Z . 19 .555 , wie bereits in dem , dem löbl . Magistrate unterm
14 . Oktober 1859 Z . 5027 eröffnten h . Finanz - Ministeriell - Dekrete vom 15 . September 1859

Z . 10 .565 angedeutet ist, nicht in seinem vollen Umfange , sondern nur bezüglich derPersonal-
Gewerbs - Befug nisse  aufgehoben werden.

Daraus geht hervor , daß bei Personal - Gewerben  eine Steuer wegen unterlassener

Geschäftszurücklegung gegen die Konkursmassa nicht angesprochen werden können , sondern , daß für
diese Steuer der Kridatar nur persönlich haftet . Befindet sich jedoch ein Realgewerbe  in der

Konkursmassa . bezüglich welchem die Mafia entweder dem Kridatar den Fortbetrieb gestatten , oder
die Verpachtung desselben veranlassen kann , so ist allerdings die Konkursmassa für die Steuer
verantwortlich , und es können daher in diesem Falle auch unmittelbar aus der Konkursmassa die

diesfälligen Steuer -Rückstände im executiven Wege eingebracht werden.

5 . Bezüglich der Frage , welche Verpflichtungen dem die Zalung verweigernden Konkursmassa-
Vertreter bei der Durchführung der politischen Exekuzion bezüglich seiner Anwesenheit und Ertheilung
von Auskünften obliegen , wird dem löbl . Magistrate noch bemerkt , daß unter der Voraussetzung
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des Bestandes einer Zahlungspflicht von Seite der Konkursmassa dem Konkursmassa -Vertreter als

Repräsentanten  der Mafia in den angedenteten Beziehungen dieselben Verpflichtungen 5 wie
jedem Steuerschuldner obliegen.

L . Rücksichtlich des Vergleichs - Verfahrens.

Nach den Bestimmungen der § § . 17 , 19 , 22  und 27 der h . Ministerial -Verordnung vom
18 . Mai 1859 über das Vergleichs -Verfahren muß jede aus was immer für einem Rechtstitel
herrührende Forderung ohne Unterschied , ob und welches Vorrecht derselben nach der Konkurs-

Ordnung zusteht , mit einziger Ausname jener Forderungen , welchen ein Pfandrecht  zukommt,

insoferne sich der Gläubiger lediglich an dieses halten will,  bei dem Vergleichs-
Verfahren angemeldet  werden , widrigenfalls die nicht angemeldete Forderung , so ferne sie nicht
mit einem Pfandrechte bedeckt ist , von der Befriedigung aus allem , der Vergleichs - Verhandlung
unterliegenden Vermögen ausgeschlossen ist.

Und nach §. 10  dieser Verordnung kann von dem Tage der Kundmachung der Einleitung
des Vergleichs -Verfahrens auf das Vermögen desjenigen , gegen welchen das Vergleichs -Verfahren
eingeleitet wurde , wegen keiner Forderung mehr ein provisorisches Sicherstellungsmittel , oder ein
gerichtliches oder außergerichtliches Pfandrecht erworben werden.

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich bezüglich der schon vor Einleitung des Vergleichs-
Verfahrens fällig gewordenen Steuern unzweifelhaft , daß

1. nach erfolgter Einleitung des Vergleichs -Verfahrens auch von der Steuerbehörde keine
Pfändung gegen den Steuerschuldner mehr vorgenommen werden kann ; daß aber

2 . das den Realsteuern  znstehende gesetzliche,  oder das für dieselben oder für
Personal steuern  früher durch die Pfändung beweglicher Sachen im politischen Wege oder durch
die bücherliche Einverleibung auf unbewegliche Güter erworbene besondere Pfandrecht  auch während

der Vergleichs -Verhandlung mit Beobachtung der Vorschrift des § . l 9 der bezogenen Ministerial-
Verordnung , nämlich in der Art geltend gemacht werden könne , daß die weiteren Exekuzionsschritte
gegen den Ausschuß der Gläubiger vorzunehmen sind.

Insoferne nun von dem löbl . Magistrate als Steuerbehörde bloß die Geltendmachung des
eben besprochenen , den Realsteuern zustehenden gesetzlichen,  oder des für sie oder für Personal¬

steuern erworbenen besonderen Pfandrechtes  beabsichtiget werden sollte , ist die Anmeldung
der in diesem Wege einzubringenden Steuerforderungen , somit die Theilname an dem Vergleichs-
Verfahren nicht noth wendig;  dagegen hat diese Anmeldung und Theilnahme anßer diesem Falle
stets bei Vermeidung der oben bemerkten widrigen Rechtsfolge statt zu finden.

Was endlich die erst während  des Vergleichsverfahrens fällig werdenden Steuern an-

belagnt , hat die Berichtigung derselben , ohne daß dießfalls eine förmliche Anmeldung erforderlich
wäre , von dem Vermögens - Verwalter  der Vergleichmassa zu erfolgen , und falls dem dieß-
fälligen Ansuchen der Steuerbehörde nicht entsprochen würde , ist sich an das Gericht,  von welchem

das Vergleichsverfahren eingeleitet wurde , wegen der geeigneten Verfügungen im Beschwerdewege
zu wenden.

Mit Rücksicht auf obige Bestimmung des tz. 19 der Ministerial -Verordnung vom 18 . Mai
1859 stellt sich aber auch bezüglich solcher erst nach Einleitung des Vergleichsverfahrens fällig
gewordenen Steuern die Vornahme der politischen Pfändung und deren Einbringung im Wege der



Ltener-Exekuzion(unbeschadet des Rechtes zur Geltendmachung des den Realstenern zustehenden
gesetzlichen Pfandrechtes) als unstatthaft dar.

0 . Rücksichtlich sonstiger Exekuzions - Schritte:
Durch eine spatere gerichtliche  Pfändung der von der Steuerbehörde schon früher

wegen Steuer-Rückständen gepfändeten Objekte kann das Recht des Steuer-Aerars zur Durch¬
führung der Steuer-Exekuzion offenbar nicht beirrt werden, und zu dieser Durchführung ist die vor¬
läufige Zustimmung der die gerichtliche Pfändung verfügenden Gerichtsbehörde keineswegs erforderlich.

Es versteht sich aber von selbst, daß falls mit der gerichtlichen Pfändung zugleich die enge
Sperre der gepfändeten Objekte verfügt, oder diese von der Gerichtsbehörde nachträglich eingeleitet
worden wäre, sich mit der Gerichtsbehörde wegen vorläufiger Aufhebung der verfügten engen Sperre
in das Einvernehmen gesetzt, und daß der etwaige Ueberschuß des erzielten Lizitazions-Erlöses beim
Vorhandensein späterer Pfandgläubiger zu Gerichtshanden erlegt werden müßte.

Wenn auf die im politischen Wege gepfändeten Objekte schon früher gerichtliche
Pfandrechte erwirkt worden sind, so muß die weitere Exeknzions-Durchsührung im politischen Wege
unterbleiben, und dieselbe unter Vertretung der k. k. Finanz-Prokuratnr im gerichtlichen Wege statt
finden, um jede Kollision mit den Rechten der früheren Pfandgläubiger zu vermeiden.

Der löbl. Magistrat wird dienstfreundlich ersucht, nach den vorstehenden Andeutungen sich
für die Zukunft bei der Steuer-Eintreibung sowohl selbst benehmen, als auch die betreffenden
unterstehenden Organe hiernach entsprechend anweisen zu wollen.

A n h a u g.
Den Löschmännern,  die provisorisch beim Znstellungsgeschäste  verwendet werden,

ist als Entschädigung für die denselben dadurch entgehende Montur und billige Menage, ein
Montnrs -Aeguivalent  von täglich 16 Kreuzern bewilligt worden.

(Bcschlntz des Gemeinderathcs vom 26. Juli 1861 Z. 1854, Mag. Z. 53.898.)
Das h. k. k. Staatsministerium hat laut Erlasses vom 12. Augustl. I . Z. 14.046 zu

gestatten befunden, daß dem Bürgermeisteramte in Teschen speziell das Recht  zUr¬
sel bstständ igen Ausstellung von Heimatscheinen  übertragen werde.

Demzufolge ist von Seite der Landesstelle in Troppau auch bereits die Anordnung ge¬
troffen worden, damit der Gemeindevorstand in Teschen dieses ihm übertragene Recht vom I. Sep¬
tember 1861 angefangcn ausüben könne.

(Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 26. August 1861 Z. 35.043, Mag. Z. 98.530.)
Im Wege der Nachsichtstabelle  können nur jene Einkommensteuer -Rück¬

stände — und zwar nach dem mittelst Intimazion vom 14. Jänner 1852 Z. 134 mitgetheilten
k. k. Finanz-Landes-Direkzions-Erlasse vom 14. Dezember 1851 Z. 14-867 — zur Nachsicht bean¬
tragt werden, die bei gleichzeitig erwerbfteuerpflichtigen  zalnngsunvermögenden Parteien
aushaften und auch nur dann, wenn das Ausmaß  der Erwerbsteuer die Klassen von 5 fl. und
10 fl. und die bemessene Einkommensteuer das Drittel der Erwerbsteuer nicht überschreitet.
(Rote der k. k. Steuer-Adminiltrafion in Wien vom 26. August 1861 Z. 5042, Mag. Z. 95.098.)



38

Nach der bisherigen Gepflogenheit wurden die den Militärsvitalern zur Verpflegung der
Kranken nöthigen Viktualien und Getränke durch öffentlich ausgeschriebene Lizitazionen sichergestellt,
und aus den im Kontraktwege eingelieferten Viktnalien in den Militär -Spitalern selbst in eigener
Regie die Krankenkost zubereitct.

Die Verpachtung der Spitalskostbereitung erschien nur als seltene Ausnahme.

Das k. k. Kriegs -Ministerium hat aber mit dem Reskripte vom 8 . d. M . Abtheilung 14
Nr . 2396 nunmehr zu bestimmen befunden , daß von jetzt an , bei allen Garniso ns - und bei
den größeren Truppenspitälern die Sicherstellung der Spitalskost  selbst durch

volles Vertrauen verdienende Bewerber um Besorgung der Ausspeijung — zur Regel  gemacht,
und nur dort , wo sich keine Unternehmer dafür finden , die Bereitung der Kost in ärarischer Regie
und somit auch die kontraktmäßige Einlieferung der Viktualien und Getränke beibehalten wurde.

(Erlaß der k. k. n . ü. Statthaltern vom 27 . August 1861 Z . 35 . 171 , Mag . Z . 98 .537 .)

Aus Anlaß vorgekommener Beschwerden über das bisher übliche Verführen der zum
Betriebe verschiedener Gewerbe bestimmten Beine  wurde verordnet , daß derlei Beine

in Hinkunft nur zur Nachtszeit  oder wenn bei Tage — dann nur in kisten artig wohlver¬
schlossenen  Wägen verführt werden dürfen.

(Beschluß des Magistrates vom 5 . September 1861 Mag . Z . 88 .159 .)

Laut Erlasses des h . k. k. Staatsministeriums vom 23 . Juli l . I . Z . 13 .246 hat das
k. k. Kriegsministerium im Anbetrachte , daß durch die seit dem 20 . Oktober 1860 in verschiedenen
Zweigen der Staatsverwaltung eingetretenen Aenderungen , namentlich aber in Ungarn , Sieben¬

bürgen und Kroazien , eine große Anzahl landesfürßlicher Diener in den Stand der Verfügbarkeit
gesetzt worden ist , deren vorzugsweise Wiedereinbringung sowohl in der Billigkeit , als auch im
finanziellen Interesse liegt , mit der Note vom 30 . Juni l . I . Z . 2065 dem h. Staatsministerium

eröffnet , daß die Unterbringung der,  gemäß kaiserlicher Verordnung vom 19 . Dezember 1863
in kommissioneller Vormerkung fü r res e r v irte Zivilstaatsbedienstungen stehenden  Mili-

tärs (deren Anzahl sich gegenwärtig auf 5884 , darunter wohl 2913 nur bedingt qualifizirte , be¬
läuft, ) unter diesen Umständen sehr beeinträchtigt erscheine , und für den bei weitem größten Theil
der Militär -Aspiranten die Aussicht auf Anstellung im Staatsdienste sich aus längere Zeit hinaus
äußerst ungünstig gestaltet habe.

Dieser unabwendbaren Thatsache gegenüber müsse aber das Kriegsministerium einen um

so größeren Werth wenigstens auf die , wo nur immer thunlich , vorzügliche Berücksichtigung der
in der Auhoffung auf den Erhalt einer Bedienstung , stillschweigend oder mit einer in dieser Ab¬

sicht eingegangenen neuen Dienstpflicht aktiv fortdienenden Militärs — schon zur Aufmunterung
der übrigen legen , damit diesem Gegenstände , welchem vom militärischen Standpunkte eine beson¬
dere Wichtigkeit beigelegt werden muß , jede mit dem hierseitigen Dieuftinteresse nur immer verein-
barliche Berücksichtigung zugewendet und dießfalls auch die zur Verleihung von derlei Dienststellen
berufenen Behörden zur thunlichen Bedachtnahme angeleitet werden.

Hievon wurde der Magistrat mit Beziehung auf den Statthalterei -Erlaß vom 1. Okto¬

ber 1860 Z . 44 .826 ( s. Verordnungsblatt 1860 S . 254 ) mit dem Beifügen in Kenntniß gesetzt,
daß in jenen Fällen , wo sich eine solche Berücksichtigung mit dem Interesse der Wiederanftellung
disponibler Amtsdiener nur immer vereinbaren läßt , dem vorstehenden Ansinnen zu entsprechen sei.
(Verordnung der k. k. n . ö. Statthaltern vom 17 . September 1861 Z . 31 .105 , Mag . Z . 160 .691 .)

Redigirt vom Magistrate. — Wien, gedruckt bei C. Gerold ' s Sohn.
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4ZA
Note der k. k. Stener -Administrazion in Wien

vom 30 . September 1861 Z . 6395 , Mag . Z . 105 .425,

die Haftungspflicht der stillen Gesellschafter für die Steuerzalung betreffend.

Die Steuer -Administrazion hat mit der k. k. Finanz -Prokuratur das Einvernehmen ge¬
pflogen über die Frage , ob dem stillen Gesellschafter beim Vorliegen eines stillen Gesellschafts-
Vertrages die gleiche Mithastnng für die Steuerzalung wie dem öffentlichen Gesellschafter obliegt,
und ob daher der stille Gesellschafter im Falle der Zalungsunfähigkeit des öffentlichen Gesellschafters

zur Bezalung der aushaftenden Steuer mit seinem in die Gesellschaft eingelegten Kapitale und mit
seinem übrigen Vermögen verpflichtet sei.

Die k. k. Finanz -Prokuratur hat hierüber unterm 26 . Juli 1861 Z . 6726 Nachstehendes

eröffnet , welches dem löbl . Magistrate im Nachhange zur hierortigen Zuschrift vom 22 . August 1861
Z . 5038 ( s. Verordnungsblatt 1861 S . 33 ) zur gefälligen Berücksichtigung bei vorkommenden
Fällen mitgetheilt wird.

Nach § . 1204 des a . b. G . B . versteht man unter dem Begriffe von stillen Gesellschaftern
jene Mitglieder einer Handlungs - oder Erwerbsgesellschaft , welche ihr einen Theil des Fondes auf

Gewinn und Verlust dargeliehen haben , aber nicht als Mitglieder angekündigt worden sind;

öffentliche Gesellschafter sind hingegen alle jene , welche als solche öffentlich bekannt gemacht
worden sind.

Der obwaltende Unterschied zwischen beiden Gesellschaftern äußert sich in der Frage über
die Haftung für die von der Gesellschaft zu leistenden Verbindlichkeiten . Ein öffentlicher Gesell¬
schafter ist allen Gläubigern der Gesellschaft nicht nur mit seinem eingelegten Kapitale , das ohnehin

zum Vermögen der Gesellschaft gehört , sondern auch mit seinem ganzen anderweitigen Vermögen
verpflichtet ; die gleiche Verpflichtung trifft aber nicht auch den stillen Gesellschafter , denn der

§. 1204 des a . b. G . B . enthält ausdrücklich die Bestimmung , daß die geheimen Mitglieder einer
Gesellschaft in keinem Falle mit mehr  als mit dem dargeliehenen Kapitale haften.
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Es obwaltet demnach vom rechtlichen Standpunkte kein Zweifel , daß sich die Haftung der

in einer Sozietät begriffenen stillen Gesellschafter für alle von der Sozietät zu tragenden Lasten
und Verbindlichkeiten überhaupt auf nicht mehr , als auf ihre Kapitalseinlage erstreckt.

Unter die von der Gesellschaft zu tragenden Lasten gehören gleich jeder anderen Verbind¬
lichkeit die Steuern ; diese genießen nach den gesetzlichen Bestimmungen allerdings in bestimmten

Fällen , wie z. B . in Konkursen , bei Exeknzionen ein bestimmtes Vorrecht bei der Vertheilung der
Masse oder des Meistbotes . Durch dieses Recht der Priorität wird jedoch in dem Falle , als die
öffentlichen Mitglieder der Gesellschaft zalungsunfähig werden , die gesetzlich ausgesprochene Ver¬
pflichtung des stillen Gesellschafters , nach welcher dieser in keinem Falle mit mehr , als mit dem
eingelegten Kapitale haftet , nicht weiter ausgedehnt.

Es kann daher der stille Gesellschafter einer Gewerbs - oder Handelsgesellschaft für die

Berichtigung der aushaftenden Steuern nur mit seinem eingelegten Gesellschastskapitalej und nicht
auch mit seinem übrigen Vermögen in Anspruch genommen werden.

A n h a n g.
Die k. k. Steuer -Administrazion hat bei der Erledigung mehrerer Rekurse die Bemerkung

gemacht , daß in Hinkunft bei freien Beschäftigungen derTag desGeschäftsbeginnes
genau konftatirt  und bekannt gegeben werden möge.
(Note der k. k. Steucr - Administraffon in Wien vom 28 . August 1861 Z . 5130 , Mag . Z . 93 .605 .)

Die Bezüge der Konzepts - Adjunkten des Magistrats sind als Gehalt  erklärt

worden ; zugleich wurde denselben interimistisch — bis zur definitiven Regelung der Bezüge sämmt-
licher städtischen Beamten ein jährliches Quatiergeld  nach dem mit Gemeinderaths -Beschluß vom

5 . Mai 1857 festgesetzten System , mithin im Betrage von 126 Gulden,von Michaeli l . Z . an,

bewilliget.
(Beschluß des Gcmeindcrathes vom 30 . August 1861 G . R . Z . 2330 , Mag . Z . 94 .423 .)

Da der n . ö. Landesausschuß die Verwaltung des n . ö. Grundentlastungs -

Fondes  gemäß dem §. 25 des a . h . Patentes vom 11 . April 1851 R . G . Bl . Nr . 83 mit dem
1. November 1861 übernehmen wird , so wurden die k. k. Steuerämter angewiesen , alle, die  Ein¬

hebung , Verrechnung und Abfuhr  von Grundentlastungs - Geldern betreffenden  bisher

instrukzionsgemäß an die Statthalterei als Grundentlastungs -Fonds -Direkzion gerichteten Eingaben
mit Einschluß der Berichte wegen Ausfolgung der löschungsfähigen G . E . H . u . V . Quittungen
für jene Parteien , welche ihre G . E . Schuldigkeit bereits gänzlich berichtiget haben , — vom
besagten Tage anfangend an den n . ö. Landesausschuß  in der im h. o. Pr . Erlasse v. 13 . Juli
d. I . Pr . Z . 2259 ( s. Verordnungsblatt 1861 S . 28 ) bezeichnten Weise zu richten , indem der

Landesausschuß in Bezug auf die Verwaltung  des G . E . Fondes in den Wirkungskreis
der Landesstelle tritt , während hingegen die Entscheidungen in G . E . Angelegenheiten
und namentlich nachträgliche Liquidirungen der G . E . Entschädigung , die Zuweisung der G . E.
Kapitalien , insoweit selbe nicht zum Ressort der Gerichtsbehörden gehört , die Ertheilung von



Löschungsbewilligungen gemäß der h. Ministerial -Verordnung vom 9 . Jänner 1857 R . G . Bl . Nr . 10
u . dgl . noch wie bisher der Statthalterei  als G . E . Fonds -Direkzion Vorbehalten  bleiben.

Dabei wurde übrigens ausdrücklich bemerkt , daß bezüglich der Perzepzion  der G . E.
Gelder keine Aenderung eintritt , und daß daher die Steuerämter die ihnen dießfalls obliegenden
Geschäfte wie bisher  fortzuführen haben , gleich wie die Kontrolle  der Gebahrung mit dem
G . E . Fonde bis auf Weiteres von der k. k. n . ö. Staatsbuchhaltung gehandhabt werden wird.

(Verordnung der k. k. n . ö . Statthaltern vom 1. September 1861 P . Z . 2846 , Mag . Z . 94 524 .)

Die in Folge der politischen Umänderungen in den ungarischen Ländern ihrer Anstellung
verlustig gewordenen Lehrer der Volks - und Mittelschulen,  insbesonders jene , welche dem
Kronlande Niederösterreich angehören , wurden in Folge Erlasses des k. k. Staats - Ministeriums
vom 17 . September l . I . Z . 9030 der Kommune zur thunlichsten Berücksichtigung bei vorkom¬
menden Besetzungen erledigter Posten empfohlen.

(Ertast der k. k. n . ö. Statthaltern vom 30 . September 1861 Z . 40 .156 , Mag . Z . 109 .888 .)

Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles wurde der Magistrat erinnert , daß er , insoferne
es die Zustellung von Einkommensteuer - Zalungsaufträgen an aktive k. k. öfter r.

Militärs  oder deren Gattinen in Mainz , Frankfurt  oder Rastatt - und  die Einbringung
direkter Steuern von denselben betrifft , — sich künftig gleich selbst unmittelbar  an das k. k.

österr . Gouvernement der Bundesfestung Mainz , rückstchtlich die betreffende k. k. österr . Militärbehörde
zu wenden habe , da die Anspruchnahme des Einflusses der höheren Finanzbehörden nur in den
Fällen einzutreten hat , wo die Einwirkung der k. k. Missionen  im Auslande erzielt werden
will , eine solche aber hier gar nicht in Frage kommt.
(Ertast der k. k. Finanz -Landes -Direkfton für Besterreich ob und unter der Enns vom 12 . Okto¬

ber 1861 Z . 22 .304 , Mag . Z . 110 .285 .)

Da es schon öfter vorgekommen ist , daß Advokaten , Notare u . s. w. die an sie gerichteten

Zalungs - Aufträge  anzunehmen sich weigerten , und die hierauf bezughabenden Bestimmungen
Mißverstanden worden sind , so wie auch , daß Parteien die Annahme solcher Aufträge unter nich¬
tigen Vorwänden verweigerten , so hat die ft. k. Finanz -Bezirks -Direkzion sich veranlaßt gefunden,

hierüber höhere Weisungen einzuholen.
In Folge dessen hat das k. k. Finanz -Ministerium mit h . Erlasse vom 8 . Juli l . I.

Z . 32 .219 der k. k. Finanz -Landes -Direkzion bedeutet : daß der Erlaß vom 3 . Februar 1857
Z . 38 .376 blos von der Zustellung solcher Zalungsaufträge an Vertreter,  die auf
den Namen ihrer Klienten lauten , handelt , wenn der Vertreter weder ein unmittelbarer

Zalungspflichtiger , noch ein Haftender  ist.
Da aber die Vertreter in allen Fällen , in welchen die Gebühr mittelst des Stem¬

pels zu entrichten  ist , nach § . 71 . 1. 4 . des kais. Patentes vom 9 . Februar 1850 solidarisch

mit der vertretenen Partei für die Gebühr haften,  so hat der Zahlungs -Auftrag auch nicht
auf den Klienten allein , sondern auch aus den Vertreter , als solidarisch Mithaftenden zu lauten,

und kann vermöge der Solidarität der Mithaftung auch blos Letzterem zugestellt werden . Die
Weigerung , einen Zalungsauftrag anzunehmen , von Jemand , auf den er nicht lautet , ist begründet;

derjenige aber , auf den er lautet , kann die Annahme desselben überhaupt nicht mit der Wirkung,
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daß die Zustellung als nicht geschehen zu betrachten sei, verweigern . Ihm steht nur das Recht zu.
den nach seiner Meinung ihn nicht betreffenden Zalungsauftrag im Wege des Rekurses zurückzulegen.

Verweigert daher eine Partei die Annahme eines Zalungsauftrages , so ist wie bei der

Verweigerung der Annahme einer gerichtlichen Zustellung überhaupt vorzugehen , und wenn dieß

geschehen , der Zalungsauftrag als gehörig zugestellt zu betrachten.
«Rote der k. k. Finan -̂ Deftrks - Direksson Wien vom 12 . Dktober 1861 Z . 35 .642 , Mag . Z . 110 .569 .)

Die gewöhnlichen Hauptunraths - Kanüleim  Gebiete der Stadt Wien fallen künftighin
mit einer 6 dicken muldenförmigen Pflasterschaar hergestellt werden und nur bei den im Jnundazions-
Gebiete auszuführenden Kanälen eine 12 "ige eiförmige Sohle in Anwendung kommen.

(Beschluß des Gemeinderalhes vom 14 . Dktober 1861 Z . 3445 , Mag . Z . 110 .681 .)

Der Gemeinderath hat zur Regelung des Verfahrens bei Erwirkung von

Ergänzungs - Krediten  zu den einzelnen Präliminars -Posizionen beschlossen , daß die Buch-
haltnng in der Folge bei der Erschöpfung solcher Posizionen dem Magistrate die Anzeige zu
machen hat , und die Anträge auf Bewilligung von Ergänzungs -Krediten vom Magistrate aus , und

zwar in Folge von Gremial -Beschlüssen , an den Gemeinderath gelangen sollen.
(Beschluß des Gemeinderalhes vom 15 . Dktober 1861 Z . 3408 , Mag . Z . 100 .861 .)

Das Staats -Ministerium hat einverständlich mit dem k. k. Ministerium des Krieges und
der Finanzen , die aus dem Staatsschätze in Niederösterreich im V . I . 1862 zu leistende Vergütung
der einem Manne vom Feldwebel und den gleichgestellten Chargen abwärts beim

Durchzuge vom Quartierträger gegebenen Mittagskost,  mit siebzehn Neukreuzern für
je einen Tag festgesetzt.

(Erlaß der k. k. n . ö . Statthalterei vom 17 . Dktober 1861 Z . 43 .575 , Mag . Z . 113 .518 .)

Seine k. k. Apost . Majestät haben mit a . h. Entschließung vom 7 . Oktober 1861 die

Aushebung des normalen Rekruten - Kontingentes  von 85 .000 Mann für das Jahr  1862
aus der gesammten Monarchie (mit Ausnahme der Militärgrenze ) anzuordnen und die h.
Zentral -Stellen zur Veranlassung der geeigneten Verfügungen behufs Durchführung dieser Heeres¬

ergänzung zu beauftragen geruht.
In Vollziehung dieser Allerhöchsten Anordnung wurde dem Magistrate zufolge Erlasses

des h. Staatsministeriums vom 14 . d. M . Z . 20 .063 eröffnet , daß das Rekruten - Kontingent
für das Erzherzogthum Niederösterreich  auf 3582 Mann sich belauft.

Die aus den Militär - Bildungsanstalten austretenden Jünglinge  werden

auf Allerhöchste Anordnung von dem Rekruten -Kontingente auch bei dieser Stellung , wie es bei
den früheren Rekrutirungen der Fall war , nicht abgerechnet.

Die Rekrutirung hat in allen Ländern , soferne bis dahin nicht dringende Verhältnisse
eintreten . mit dem 1. Februar  1862 zu beginnen und muß längstens bis Ende März  1862
beendet  fein.

Für diese Heeresergänzung werden fünf Altersklassen und zwar die in den Jahren 1841
!840 , 1839 , 1838 und 1837 geborenen Jünglinge aufgerufen.

Die Operazion der Verzeichnung , Losung und Berufung zum Assentplatze hat sich jedoch



auf die ersten drei Altersklassen , somit auf die in den Jahren 1841 , 1840 und 1839 Geborenen

zu beschränken.
Da die erste Altersklasse  dießmal wieder die einzige noch nicht in Anspruch genom¬

mene ist, so wurde die sorgfältigste Benützung  derselben von der Verzeichnung an durch alle

Stufen der Operazion angelegentlichst zur Pflicht gemacht.
In die Abtheilung L der Stellungs liste (§ . 41 A. U .) find nur die betreffenden,

aus den letzten 9 Jahren , in die Abtheilung bV die daselbst § . 41 H b' A. U . Aufgesührten,
endlich in die Abtheilung 0 nunmehr Jene anfzunehmen , welche, bei den für die Jahre 1859

und 1861 stattgehabten Rekrutirungen nach den §§. 14 — 20 bezüglich 37 des Heeresergänzungs-

Gesetzes von der Pflicht zum Eintritte in das Heer befreit worden sind , und diesen Befreiungs¬
titel seither aufgaben , oder welche unterließen , die Bedingungen desselben zu erfüllen , ohne einen
andern Befreiungstitel erlangt zu haben . Ferner kommen in diese Abtheilung nur noch Jene

aufzunehmen , welche schon nach den vor dem neuen Heeresergänzungs - Gesetze bestandenen Vor¬
schriften auf dieselbe Weise , wie dermal nach § . 24 dieses Gesetzes zu behandeln gewesen wären.

Hinsichtlich der den Schülern der höheren technischen Lehranstalten  zuerkannten
Militärbefreiung wird auf den h . Ministerial - Erlaß vom 18 . November 1860 Z 35 .110 (Erlaß
der k. k. n . ö . Statthalterei vom 21 . November 1850 Z . 53 .507 ( s. Verordnungsblatt Jahrg . 1861

S . 7 ) , dann hinsichtlich der Militärbefreiung der Schüler an bischöflichen Gymnasien und
Diözesan - Knaben - Seminarien  auf den mit dem Erlasse der k. k. n . ö. Statthalterei vom
26 . Dezember 1860 Z . 58 .659 bekannt gegebenen Ministerial - Erlaß vom 20 . Dezember 1860
Z . 34 .864 ( s. Verordnungsblatt Jahrg . 1861 , S . 8 ) aufmerksam gemacht.

(Erlas ? der k. k. n . ö . Statthaltern vom 18 . Mtober 1861 Z . 43 .576 , Mag . Z . 112 .988 .)

Zur Deckung der Kosten der n . ö. Handels - und Ge werbe kämm er  für das Solar¬

jahr 1862 wurde eine Umlage  von 2 Vs kr. ö. W . vom Gulden der Erwerbsteuer für die Wahl¬
berechtigten dieses Kammerbezirkes , welche der Erwerbsteuer unterliegen , festgesetzt.

(Zuschrift dcr k. k. Finanz - Landes - Direkzion für Oesterreich ob und unter der Enns , dann Salzburg
vom 19 . Mtober 1861 Z . 23 .190 , Mag . Z . 114 .163 .)

Zur Beschleunigung der Geschäfts -Behandlung des städt . Steueramtes  wurden vom
1. November l. I . an , einige Aend erungen in derManipulazion  dieses Amtes eingeführt.
Diese Aenderungen bestehen:

1. in der Abtheilung der Erwerbsteuer - Liquidatur  in sechs  und jener der Einkommen¬

steuer in zwei Sekzionen,  welche abgesondert die Evidenz über Zuwachs und Abfall zu
führen und sich gleichmäßig in die übrigen Funkzionen der Liguidatur zu theilen haben;

2 . in der Verfügung , daß die Liguidazions - Journale summarisch,  d . i . ohne speziellen
Ansatz der Zuschläge geführt werden , wodurch das Journalistrungs - Geschäft einiger Massen
erleichtert wird . In derselben Form haben auch diese Journale an die städtische Buchhaltung

zu gelangen;
3 . darin , daß die Verbuchung aus den Kassa -Journalen ausnahmsweise,  nämlich zur

Zeit größeren Andranges von Parteien , wie beispielsweise in Zinszalungs -Terminen , nach¬

träglich  zu geschehen habe;
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4 . in der Änderung des Hauszinssteuer . Extraktes , in der Weise , daß dadurch die

Amtshandlungen des liguidirenden und ebenso des Geld empfangenden Beamten vereinfacht
und den Hauseigenthümern eine leichtere Uebersicht ihrer Schuldigkeit gewährt wird ; und
endlich

5 . in einer die Erhaltung der Reinheit des Erwerbsteuer -Scheines befördernden Änderung der
inneren Einrichtung dieses Zalungs - Do kumentes.

(Erlass des Magistrats - Präsidiums vom 24 . Oktober 186l Pr . Z . 666 n . G . R . Z . 3248 .)
Mit Beziehung auf den Statthalterei -Erlaß vom 1. September l . I . Pr . Z . 2846,

betreffend den Uebergang der Verwaltung des n . ö. Grundentlastungs -Fondes mit 1. November 1861
an die Landesvertretung , beziehungsweise an den n . ö. Landesausschuß , wurde dem Magistrate

eröffnet , daß vom besagten Zeitpunkte an auch die bisher von der k. k. n . ö. Staatsbuchhaltung
ausgeübte Kontrolle des n . ö. Grundentlastungs - Fondes,  so wie die bisher von der
k. k. Staatskredits - und Zentral - Hofbuchhaltung besorgte Respizirung der eigentlichen Kredits¬

geschäfte des Grundentlastungs - Fondes an die der Landesvertretung unterstehende Buchhaltung,
d. i . an die n . ö. Landesbuchhaltung  übergehen wird , und daß daher alle bisher an die
Staatsbuchhaltung in Angelegenheiten des Grundentlastungs - Fondes geleiteten Rechnungsstücke
einschließig der Erläuterungen über hinausgegebene Bemänglungen der k. k. n . ö. Staatsbuch¬
haltung — künftighin an die Landesbuchhaltung zu richten sind , in den , gemäß dem bezogenen
Erlasse vom 1. September 1861 künftighin an den Landesausschuß zu richtenden Eingaben aber

hierauf Rücksicht zu nehmen sein wird.
In der bisherigen Art der Verrechnung und Abfuhr der Grundentlastungs -Gelder hat

jedoch keine Änderung einzutreten.
(Erlass der k. k . n . ö . Statthalterei vom 25 . Oktober 1861 Z . 44 .383 , Mag . Z . 114 .829 .)

Seine k. k. Apost . Majestät haben mit a . h . Entschließung vom 21 . Oktober d . I . zu
gestatten geruht , daß die mit der a . h. Entschließung vom 6 . Oktober 1860 (s. Verordnungsblatt,
Jahrg . 1861 S . 4 . Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 9 . Oktober 1860 Z . 46 .431 , Mag.
Z . 112 .800 ) genehmigten Erleichterungen auch bei der Heeresergänzung  für das
Jahr 1862 in allen Ländern der Monarchie in Wirksamkeit bleiben.

(Erlast der k. lr. n . ö . Statthaltern vom 27 . Oktober 1861 Z . 45 .277 , Mag . Z . 116 .312 .)
Im V . I . 1862 sind zur Bedeckung der Landes - und Grundentlastungs - Erfordernisse des

Erzherzogthums Oesterreich unter der Enns fürLandeserfordernisse8 und sürden Grund¬
entlastungsfon  d 8 , somit zusammen 16 Neukreuzer  von jedem Gulden der direkten Steuern,
jedoch ohne Einbeziehung des Kriegszuschlages , einzuheben.

(Zuschrift des n . ö. Landes - Ausschusses vom 31 . Oktober 1861 Z . 3801 , Mag . Z . 116 .240 .)
Das XXIX . Stück des R . G . Bl . vom I . 1861 enthält unter Nr . 61 eine Zirkular-

Verordnung des Staats -, Kriegs - und Polizei -Ministeriums und der obersten Rechnungs Kontrols-
behörde vom 2 . Juni 1861 mit einem Nachtrage zu der  im R . G . Bl . II . St . Nr . 12 vom
l.  1860 enthaltenen Vorschrift über das Benehmen und die Vergütungsansprüche
bei Behandlun g erkrankter Mannschaft der Lanharmee durch Zivilärszte,  sowohl

in Zivilspitälern , als bei Hause.
Redigirt vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei E . Gerold ' s S vhn.
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413 .
Verordnung des Präsidiums der k. k. ö. Finanz -Landes -Wirekzion

vom 19 . Dktaber 1861 , Z . 1108 , Mag . Z . 113 .440,

die Ausschreibung der direkten Steuern für das Verwaltungsjahr 1862  im Kronlande

Österreich unter der Enns betreffend.

Seine k. k. Apost . Majestät haben laut des im R . G . B . St . XIXV , Nr . 101 kund¬

gemachten a. h . Patentes vom 12 . Oktober d. I . in der Erwägung , daß die dem gesammten
Reichsrathe zustehende Prüfung des Staatsvoranschlages bisher noch nicht Statt finden , und daher
der Staatsaufwand für das V . I . 1862 im verfassungsmäßigen Wege noch nicht festgestellt werden
konnte , daß aber andererseits für die Bedeckung der laufenden Staatsbedürfnisse Vorsorge getroffen
werden muß , und in der weiteren Erwägung , daß nach dem §. 10 des Staatsgrundgesetzes vom
26 . Februar d. I . die Steuern , Abgaben und Gefälle nach den bestehenden Gesetzen eingehoben
werden , insolange diese nicht verfassungsmäßig geändert werden , nach Vernehmung Allerhöchst Ihrer
Minister zu beschließen und zu verordnen geruht , wie folgt:

„Die direkten Steuern sammt dem , in Folge Unserer Verordnung vom 13 . Mai 1859
eingeführten außerordentlichen Zuschläge , find für das V . I . 1862 in der Art und in dem Aus¬

maße vorzuschreiben und einzuheben , wie durch Unser Patent vom 8 . Oktober 1860 ( s. Verordnungs¬
blatt , Jahrg . 1860 , S . 256 ) für das V . I . 1861 angeordnet worden ist ."

„Wir behalten Uns jedoch vor , die etwa als erforderlich sich zeigenden und im verfassungs¬
mäßigen Wege zu beschließenden Aenderungen noch im Laufe des V . I . 1862 eintreten zu lassen . "

Da sonach zufolge dieses a . h. Patentes vorläufig weder in der Art noch in dem Ausmaße

der direkten Steuern für das V . I . 1862 eine Aenderung eintritt , so haben in Beziehung auf die
Bemessung , Vorschreibung und Einhebung derselben jene Bestimmungen , welche mit den hierortigen
Verordnungen vom 31 . Oktober 1859 , Z . 1279 , Landes -Regierungsblatt II ., Abth . Nr . 13 und
vom 15 . Oktober v. I . , Z . 1099 - ? ra68 . für die Verwaltungsjahre 1860 und 1861 bekannt ge¬

geben wurden , in Anwendung zu kommen , jedoch zufolge Finanz -Ministerial -Erlasses vom 17 . d . M .,
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Z. 4363 mit der Ausnahme, daß behufs der Bemessung der Einkommensteuer  den Bekennt¬
nissen des Einkommens der I . Klasse für das Jahr 1862 die Erträgnisse und Ausgaben der Jahre
1859, 1860, 1861 zur Ermittlung des reinen Durchschnitts-Erträgnisses zu Grunde zu legen, und
die Anordnung der §§. 21 und 22 des a. h. Patentes vom 29. Oktober 1849 auf die von stehenden
Bezügen der II . Klasse für das Jahr , welches mit 1. November 1861 beginnt, und am 31. Ok¬
tober 1862 endet, fälligen Beträge anzuwenden, daß ferner die Zinsen und Renten der III . Klasse,
welche der Verpflichtung zur Einbekennung des Bezugsberechtigten unterliegen, nach dem Stande
des Vermögens und Einkommens vom 31. Oktober 1861 einzubekennen, und die Bekenntnisse
über das Einkommen überhaupt und die Anzeigen über stehende Bezüge bis 31. Dezember 1861
einzubringen sind.

414
Erlaß - er k. k. n. ö Statthalterei

vom 10. November 1861, Z. 47.242, Mag . Z. 126.268,

über die Regelung des Verfahrens bei dem Bezüge und bei der Verrechnung der an
die Parteien zu erfolgenden stempelpflichtigen Drucksorten.

Das h. k. k. Staatsministerium hat laut Erlasses vom 4. Novemberd. I . Z. 16,253
im Interesse einer wünschenswerthen Geschäfts-Vereinfachung und zur Erzielung eines gleichmäßigen
Verfahrens bei der Verrechnung der von Seite der politischen und Gemeinde-Behörden an die
Parteien erfolgten stempelpflichtigen Drucksorten und der für dieselben eingehobenen Vergütungs¬
beträge im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzministerium und der obersten Rechnungs-Kontrols-
Behörde Nachstehendes angeordnet:

1. Die Druckauflage der Blanketten von Reise- und Waffenpässen, Heimatscheinen,
Legitimazionskarten, Haufir- , Arbeits- und Dienstbotenbüchern, ist von der Landesstelle in der¬
selben Art zu veranlassen, wie dieß bezüglich der übrigen für den Bedarf der Landesstellen über¬
haupt benöthigten Drucksorten der Fall ist.

2. Die Vergütung für diese Druckauflagen ist in derselben Weise wie für die übrigen
Drucksorten, jedoch mittelst abgesonderter Konten in Anspruch zu nehmen und aus der Dotazion
der politischen Verwaltung zu leisten.

3. Die Hilfsämter-Direkzion der Landesstelle hat mit diesen Drucksorten jene politischen
und Gemeinde-Behörden, welche zur Ausfertigung von Dokumenten dieser Art berechtigt sind,
unentgeldlich zu verlegen. An diese Behörden sind auch die mit Beginn der Wirksamkeit dieser
neuen Anordnung bei den Steuerämtern noch vorhandenen Materialvorräthe zu übergeben.

4. Der bis dahin für die zahlbaren Drucksorten Mgegangene und seiner Bestimmung
noch nicht zugeführte Erlös ist von den Steuerämtern an die betreffende Sammluugs- oder Landes¬
haupt-Kasse wie bisher bar abzuführen, zu welchem Behufs die Steuerämter die über diese Druck¬
sorten geführten Rechnungen abzuschließen und diese Schluß-Rechnungen an die Kontrols-Behörde
zu leiten haben.
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5 . Die politischen und Gemeinde - Behörden haben diese Drncksorten an die Parteien

unter gleichzeitiger Einhebung der für die zahlbaren Blanketten festgesetzten Gebühren zu verabfolgen.

6 . Der für die zahlbaren Drucksorten eingegangene Erlös ist von den politischen Be¬
hörden an den Regie -Amtsverlag unter Empfangnahme in der Kanzleiersorderniß -Rechnung und
von den Gemeinde -Behörden an die landesfürstliche Kameral -Kasse in loco halbjährig abzuführen.

7 . Die für jede Blankette vorgeschriebene Stempelmarke ist von der Partei selbst bei¬
zubringen , der Blankette anzukleben und mit der amtlichen Stampiglie zu versehen.

8 . Der Vorstand der zur Ausfertigung dieser Dokumente berechtigten Behörden ist persönlich
dafür verantwortlich , daß mit diesen Drucksorten kein Mißbrauch stattfindet , und daß jede Druck-

Blankette nur zu dem vorgeschriebenen Amtszwecke für die ans der AuSfolgungs -Ermächtigung
zu benennende Partei verwendet wird.

9 . Die Hilfsämter -Direkzion der Landesstelle , dann die von derselben mit den Blanketten
verlegten Bezirks -, dann sonstigen politischen , dann Gemeinde -Behörden haben eine Materialrechnung
nach den unter Einem übermittelten , mit Beispielen erläuterten Formularien zu führen und die¬
selbe halbjährig , und zwar mit Ende eines jeden Militär -Semesters , abzuschließen.

Diese Rechnung ist von der benannten Hilfsämter -Direkzion und selbstverständlich auch
von den Gemeinde -Behörden abgesondert , von den mit Amtsverlägen betheilten politischen Behörden
aber gleichzeitig mit den Semestral - Kanzlei - Verlagsrechnungen und als Sub -Rechnung dieser
letzteren an die landesfürstliche Kontrols -Behörde zu leiten.

10 . Diese Bestimmungen haben sogleich in Wirksamkeit zu treten.

Anhang.

Die Nummer 84 des R . G . Bl . vom Jahre 1861 enthält die Verordnung der betreffenden
Zentralstellen vom 26 . Juli 1861 in Betreff der Einhebung und Verrechnung der Ver-
pflegskostenansätze , welche von den zu einer Freiheitsstrafe verurtheilten Sträf-
lingen zu entrichten  sind.

Da es wünschenswerth ist , daß bei den Theilzalungen zur Rückerstattung der von der
Kommune bei der priv . österr . Nazionalbank  gegen Verpfändung öffentlicher Schuldver¬
schreibungen genommenen Vorschüsse  mit jeder Tilgungsquote eine derselben entsprechende
Anzahl von Wertpapieren aus dem Haftbande befreit werde , so ist in der Folge die Zersplitterung

der jährlichen Abschlagszalungen auf die vielen einzelnen Pfandobjekte möglichst zu verhindern und
sobald als thunlich zu erwirken , daß die dermalen bestehenden 6 Vorschüsse in 4 Vorschußsummen

zusammen ge schrieben  und dadurch die Zahl der bei jedem Vorschüsse jährlich viermal vor¬
kommenden Prolongazionen und die damit verbundenen Abschlagszalungen von 24 auf jährlich 16

rednzirt werden.
(Beschluß des Gemeinderathes vom 13 . August 1861 , Z . 2471 , Mag . Z . 120 .445 .)
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Laut Erlasses des Finanzministeriums vom 13 . August . 1861 , R . G . Bl . Nr . 81 sind in
der Folge die von Staatsbeamten als Dienstkauzionen  erlegten sünfperzentigen Schuld¬
verschreibungen nach ihrem vollen N ennwerth e,  die unter fünf Perzent verzinslichen aber
nach dem Werthe zu berechnen , welcher sich mit Rücksicht auf ihren geringeren Zinsfuß und im

Vergleiche ihres Nominalwerthes mit jenen der sünfperzentigen Schuldverschreibungen ergibt.

Die Vollmachten,  welche von den Wahlberechtigten zur Ausübung des Wahlrechtes
in die Gemeinde - oder Landesvertretung ansgestellt werden , sind nach dem Erlasse des Finanz-
Ministeriums vom 15 . August 1861 , R . G . Bl . Nr . 83 , stämpelfrei.

Wenn es sich in Hinkunft um Flüssigmachung von in öffentlichen Krankenhäusern für

Individuen der Grafschaften Görz und Gradiska , der Markgrafschaft Istrien und der Stadt Triest
sammt Gebiet erlaufenen Verpflegskosten  handelt , so sind die betreffenden Verhandlungen an
die , die Landessonde verwaltenden Landesausschüsse in Görz (für Görz und Gradiska ) dann

in Parenzo (für Istrien ) und an den Triester Stadtmagistrat (für Triest ) zu leiten.
(Erlass der k . k. n . ö. Statthaltern vom 15 . September 1861 , Z. 37 .638 , Mag . Z - 101 .731 .)

Die Bestimmung des Erlasses des k. k. Finanzministeriums vom 30 . Juni 1861 , Z.
27 .900 , wornach im Einklänge mit den nunmehr für Wien bestehenden Wohnungsaufkündigungs-

fristen , die Frist , auf welche das Recht zum Bezüge des Quartiergeldes  für die landess.
Beamten bisher beschränkt war , um einen und für den Fall , als der letzte Tag des Wohnungs-
kündigungS -Termines auf einen Sonn - oder gebotenen Feiertag fiele , um zwei Tage erweitert
wurde , ist auch auf alle städtischen und Fonds beamten  in Anwendung zu bringen.

(Beschluss des Gemeinderathes vom 11 . Bktobcr 1861 , Z . 2487 , Mag . Z . 110 .386 .)
Die k. k. n . ö. Statthalterei har am 11 . Oktober 1860 zur Z . 39 .441 , M . Z . 114,698

im Rekurs wege ein Kaffe eschankgew erbe  für die Vorstadt Leopoldstadt  verliehen und die
Aufhebung der dießfälligen Entscheidung des Magistrates unter Anderem damit begründet , daß die
Lokalverhältnisfe  nicht derart sind , daß sie die Ausübung dieser Konzession bedenklich erscheinen
lassen und die Nothwendigkeit einer etwas vermehrten polizeilichenUeberwachung  keinen Grund

zur abweislichen Erledigung darbietet . Aehnliche Entscheidungen über Rekurse wegen Verleihung von
Schankgewerben erslossen im I . 1861 zu den M . ZZ . 130 .376 , 130 .377 und 130 .382 bezüglich
der Brigittenau , Alservorstadt und Laimgrube.

Bei einer am 30 . Oktober 1861 unter der Z . 38 .381 , Mag . Z . 121 .684 im Rekurswege

erfolgten Verleihung eines Kaffeeschankgewerbes  hat ferner die k. k. n . ö. Statthalterei als
Motive der Entscheidung bekannt gegeben , daß die Lokalverhältnisse von Wien  der Verleihung
eines weiteren Kaffeeschankgewerbes nicht entgegen sind , und der Umstand , daß der Bewerber kein
Betriebslokale namhaft  gemacht hat , nicht hinderlich  ist , indem einerseits dem Bewerber

um ein Schankgewerbe nicht zugemuthet werden kann , noch vor Erlangung desselben ein Betriebs¬

lokale zu miethen , und sich hiedurch in Kosten zu versetzen , die unnütz sind , wenn ihm die nach¬
gesuchte Konzession verweigert wird , anderseits aber auch nachträglich gegen ein aus ^ öffentlichen
Rücksichten ungeeignetes Schanklokale Einsprache erhoben werden kann , wie dieß der Fall ist, wenn
ein Schankwirth mit seiner Schankkonzession ans einem Hause in ein anderes übersiedelt.
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Nach dem Punkte 6 der Instruktion zur Durchführung der Vorschrift über die
Stellvertretung im Heere (Verordnung vom 22 . Juli 1856 , R . G . B . Nr . 139 ) haben
die politischen Stellungs -Behörden die Abfuhrsscheine über erlegte Militärbefreiungs-
Taxen  unmittelbar vor der Stellung der Affent -Kommission zu übergeben und es hat der bei

der Assentirung fungirende Ergänzungsbezirks -Offizier oder dessen Stellvertreter die richtige Ueber-
nahme derselben zu bestätigen.

Da das k. k. Kriegsministerium dermalen diese Abfuhrsscheine früher als zur Zeit , wo
sie ihm nach jenen Bestimmungen zukommen würden , benöthiget , so wurde der Magistrat in Folge
h . Erlasses des k. k. Staats -Ministeriums clclo. 28 . Oktober 1. I ., Z . 20 .476 mit Abänderung der
Bestimmungen des bezogenen Jnstrukzionspunktes angewiesen , die bis zum Erhalte dieser Weisung
eingelangten Abfuhrsscheine sammt  den in dem Minifterial -Erlasse vom 9 . Mai 1860 Z ., 14,605
(Statthalterei -Verordnung vom 27 . Mai 1860 , Z . 23 .539 , Mag . Z . 63 .010 ) angeordneten zweimal
ausgefertigten Verzeichnissen  an das betreffende Ergänzungsbezirks - Kommando gegen dessen

auf das eine Exemplar dieser Verzeichnisse beizufügenden Empfangs -Bestätigung sogleich einzu¬
senden,  die in der Folge einlangenden Abfuhrsscheine aber mit Ende jeden Monats,  und
die sodann bis zum Stellungstage erhaltenen bei der Stellung  selbst unter jedesmaliger genauer
Beobachtung desselben Vorganges zur Erlangung der Empfangs -Bestätigung dem Ergänzungs-

bezirks - Kommando  zu übergeben.

Bei den jährlichen Heeres -Ergänzungen werden dem betreffenden Stellnngsbezirke so viele
Rekruten  von dem zu stellenden Kontingente abgerechnet  werden , als zu Folge der bei der
Stellung vorzuweisenden bestätigten Verzeichnisse Absuhrsscheine  über erlegte Befreiungs -Taxen
dem ErgLnzungsbezirks - Kommando zugegangen sind.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 31 . Mtober 1861 , Z . 45 .706 , Mag . Z . 117 .689 .)

Laut Kundmachung des Finanzministeriums vom 2 . November 1861 , R . G . Bl . Nr . 109,
werden in den ,Herzogtümern Salzburg , Kärnthen , Krain und Schlesien  die früher
bestandenen Steuerdirekzionen  mit 1. Jänner 1862 ihre Amtswirksamkeit wieder beginnen.

Den Seiden - und Sammtbandmachern  wurde die Ausscheidung aus der Genossen¬

schaft der Posamentirer bewilligt und ihnen gleichzeitig die Bildung einer eigenen selbständigen
Genossenschaft  gestattet.

Ferner wurde die Ausscheidung der Zündwaaren -Erzeuger und Zündhölzchen -Hobler aus
der Genossenschaft der Erzeuger chemischer Produkte derart bewilligt , daß die Zündwaaren-
Erzeuger  eine eigene Genossenschaft  bilden , die Zündhölzchen - Hobler  aber der Ge¬
nossenschaft der Tischler einverleibt  werden.

(Erlässe der k. k. n . ö. Statthaltern vom 10 . und 13 . November 1861 , Z . Z . 39 . 108 und 42 .625,
Mag . Z . Z . 124 .267 und 126 .252 .)

Das Rekruten - K onting ent  der Stadt Wien  wurde für das Jahr  1 862  nach

Maßgabe der Summe der einheimischen Bevölkerung auf 745 Mann festgesetzt.
(Erlaß der k. k. n . ö . Statthaltern vom 15 . November 1861 Z . 47 .054 , Mag . Z . 123 .891 .)



Um vielseitig vorkommenden Reklamazionen der für reservirte Zivil - Dienstesposten sich
bewerbenden Militär - Aspiranten  zu begegnen , hat zufolge Erlasses des k. k. Staats -Mini¬

steriums vom 23 . September 1861 , Z . 17 .497 das k. k. Kriegs - Ministerium sämmtliche Militär¬
behörden angewiesen , die zum Belege  von Qualifikazions -Eingaben nicht erforderlichen Abschiede
und sonstigen Dokumente der Militär - Aspiranten denselben gleich auf kurzem Wege  wieder

zurückzustellen.
(Erlaß der k. k . n . ö. Statthaltern vom 18 . November 1861 , Z . 40 .293 , Mag . Z . 130 .804 .)

Zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges bei der ämtlichen Behandlung jener Ange¬

legenheiten , bei welchen Grundparzellen  zur Verwendung als öffentliche Straße der
Kommune  Wien dadurch zufallen,  daß die angesuchte Abtheilung eines Grundstückes
oder Grundkomplexes  auf Baustellen bewilligt wird , ist:

1 . Darauf zu dringen , daß der Abtheilungswerber seinem Abtheilungsprojekte außer der

bisher nothwendig gewesenen Anzahl von 5 Plan -Parien noch ein weiteres Plan -Pare zur Aufbe¬
wahrung bei dem Abtheilungsakte in der hierortigen Registratur beilege , und daß dieses sechste
Plan - Pare  eben so, wie die übrigen fünf Plan -Parien ämtlich behandelt werden.

2 . Die ertheilte Abtheilungsbewilligung ist an das magistratische Departement über Rechts¬

geschäfte der Kommune zu leiten.
3 . lieber jede Erwerbung eines zur Straße durch die Abtheilung entfallenden Grundes

ist , wie bisher , ein Vertrag  auszusertigen , dem blos der Abtheilungsplan zu Grunde zu legen
kömmt , und in welchem die Bestimmung , wie es mit der Zalung der Vermögensübertragungs-
Gebühren zu halten sei , aufzunehmen ist . Das Rechts -Departement hat Alles vorzukehren , was
erforderlich ist , damit die erlangte Straßenparzelle von der Stammrealität grundbücherlich abge¬
schrieben , und im Lag er buch verzeichnet werde.

4 . Die Registratur  hat darüber sorgfältig zu wachen , daß kein derartiger Akt früher regi-
strirt werde , bevor demselben die Bestätigung über die erfolgte Einbeziehung desselben in das

Lagerbuch beigesetzt ist.
(Magistrats - Beschluß vom 7. November 1861 , Mag . Z . 122 .440 ) .

Mit der Verordnung der betreffenden Zentralstellen vom 12 . Dezember 1861 , R . G . Bl.
Nr . 118 , wurde die Militärdienst - Besreiungstaxe  für das Jahr 1862 in dem Betrage von
1200 fl. österr . Währ , festgestellt.

Nach der Gewerbeordnung  vom 20 . Dezember 1859 gibt es im Jnlande zwar Zweig-
Etablissements und Niederlagen inländischer Hauptunternehmungen , für deren Behandlung K. 47
des gedachten Gesetzes maßgebend ist . Zweig - Etablissements und Niederlagen als
Ausflüsse ausländischer Hauptunternehmungen  kennt und berücksichtigt aber dieses
Gesetz nicht.

(Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 16 . Dezember 1861 , Z . 42 .846 , Mag . Z . 133 .435 .)

Redigirt vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei C . Gero ld ' s S o h n.
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